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A. ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. 

§ 2A NR. 1 BAUGB 

1. Aufgabe und Bedeutung des Flächennutzungsplans 

Rechtliche Grundlage für die Aufstellung eines Flächennutzungsplans (FNP) ist das Bauge-

setzbuch (BauGB). Es überträgt die Verantwortung für die Aufstellung von städtebaulichen 

Planungen und Entwicklungszielen im Rahmen der Bauleitplanung den Gemeinden.  

Aufgabe des Flächennutzungsplans, des sog. "Vorbereitenden Bauleitplans" ist es, gem. § 1 

Abs. 1 BauGB die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Verbandsgemeinde 

vorzubereiten und zu leiten. Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die 

sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung 

nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinden in den Grundzügen darzustellen. 

"Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirt-

schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künf-

tigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit die-

nende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevöl-

kerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, 

die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und 

die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städ-

tebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwi-

ckeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenent-

wicklung erfolgen." (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 

Á die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse,  

Á die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, 

Á die sozialen und kulturellen Bedürfnisse, 

Á das Orts- und Landschaftsbild, 

Á die Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes, 

Á die Belange von Kirche und Religion, 

Á die Belange der Landschaft und des Umweltschutzes,  

Á die Belange der Wirtschaft, 

Á die Belange des Verkehrs,  

Á die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes, 

Á die Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte, 

Á die Belange der Hochwasservorsorge, 

Á die Belange von Flüchtlingen und Asylsuchenden und deren Unterbringung. 

Auch die Ergebnisse von sonstigen städtebaulichen Planungen der Gemeinden sind in der 

Flächennutzungsplanung zu berücksichtigen. 

Der Flächennutzungsplan ist, was die Aussageschärfe und Außenwirkung angeht, die grob-

körnigere kommunale Planungsebene. Er dient nach § 8 Abs. 2 BauGB der verbindlichen Bau-

leitplanung als Grundlage. Als behördenverbindlicher Leit- und Zielplan entfaltet er gegenüber 

den Bürgern keine unmittelbare Rechtswirkung. So begründet er weder Planungsrecht noch 
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Nutzungsrechte für Teilflächen oder einzelne Grundstücke. Diese sind nur über die verbindli-

che Bauleitplanung durch planungsrechtliche Festsetzungen zu treffen. 

Für die Fachplanungsträger kann der FNP eine Bindungswirkung entfalten. Nach § 7 BauGB 

haben die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ihre Planungen dem FNP an-

zupassen, soweit sie diesem Plan bei der Behördenbeteiligung nicht widersprochen haben. 

Aufgabe des Flächennutzungsplanes ist die Steuerung der nachfolgenden Planungen. Er bil-

det die Grundlage und setzt den Rahmen für Bebauungspläne und gibt damit die Vorgabe für 

die künftige Inanspruchnahme der Flächen. Er regelt die Zuordnung der Bau- und Freiflächen 

zueinander und umreißt das Planungsprogramm für die Gemeinde und andere Planungsträ-

ger. Er drückt den planerischen Willen der Ortsgemeinden aus, welche Flächen mit welchen 

baulichen Nutzungen zueinander zu belegen sind, welche Flächen von der Bebauung freige-

halten werden sollen und wie sich diese Flächen insgesamt in das Netz des überörtlichen 

Verkehrs und der örtlichen Hauptverkehrszüge einfügen. Der Flächennutzungsplan soll ver-

hindern, dass sich durch kleinteilige, isolierte Planungen ein nachteiliges Siedlungsgebilde 

entwickelt. 

Dabei stellt der Flächennutzungsplan die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung beschränkt 

auf die vorhersehbaren Bedürfnisse der Gemeinde mit einem Prognose- und Planungshorizont 

von etwa 15 Jahren dar. 

Der Regelungsinhalt des Flächennutzungsplanes erstreckt sich ausschließlich auf die Darstel-

lung der Bodennutzung. Die beabsichtigte, städtebauliche Entwicklung kann in ihren Darstel-

lungen daher nur soweit zum Ausdruck gebracht werden, wie sie Bezug auf Grund und Boden 

haben und dort ihren Niederschlag finden. Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 BauGB hat der Flächennut-

zungsplan die städtebauliche Entwicklung nur in seinen Grundzügen darzustellen. Dies be-

deutet eine allgemeine, generalisierende und auch typisierende Darstellung der Art der Bo-

dennutzung, die nicht parzellenscharf ist. Durch die Beschränkung auf die Darstellung der 

Grundzüge soll erreicht werden, dass genügend Spielraum für die Entwicklung des Bebau-

ungsplans gemäß § 8 Abs. 2 BauGB besteht. 

Der Flächennutzungsplan besteht aus 

Á der Planzeichnung der gesamten Verbandsgemeinde mit Legende im Maßstab 

1:10.000 (Plan 1/2), 

Á einem Plan zur Integration der Landschaftsplanung in den Flächennutzungsplan (Plan 

2/2), 

Á der Begründung zum Flächennutzungsplan einschließlich Umweltbericht.  
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2. Planungsanlass und Aufstellungsbeschluss 

Der aktuell rechtsgültige Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2003 hat seinen angestrebten 

Planungshorizont von ca. 15 Jahren erreicht. In den vergangenen Jahren haben sich zudem 

die aktuellen Planungsvorstellungen der Verbandsgemeinde sowie der Ortsgemeinden geän-

dert, was eine Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplanes erforderlich macht. Die Ge-

meinden haben in diesem Zusammenhang ihre planerischen Entwicklungsvorstellungen ein-

gebracht. Dies betrifft sowohl redaktionelle, als auch inhaltliche Änderungen.  

In diesem Zusammenhang soll das Planwerk den tatsächlichen Entwicklungen angepasst und 

die neuen planerischen Zielvorstellungen übernommen werden. Beschlossene Planungen der 

verbindlichen Bauleitplanung sowie Ergebnisse aus Fachgutachten werden in die Fortschrei-

bung eingearbeitet.  

Entsprechend der regionalplanerischen Vorgaben ist im Rahmen des Flächennutzungsplans 

insbesondere auch die Siedlungsflächenentwicklung zu betrachten. Die Regionalplanung er-

mittelt dafür einen verbandsgemeindeweiten Bedarf an Siedlungsfläche für den Zielhorizont 

des Flächennutzungsplans. Dieser Bedarfswert darf durch die Summe der bestehenden Po-

tenzialflächen und der Neuausweisungen nicht überschritten werden. Bei der Neuausweisung 

von Siedlungsflächen ist somit immer zu prüfen, ob der vorgegebene Bedarfswert eingehalten 

wird (siehe Kapitel D.2.1). 

Die Entwicklung der gewerblichen Bauflächen ist ebenfalls von hoher Bedeutung für die Ver-

bandsgemeinde und ist im Flächennutzungsplan entsprechend zu behandeln. Dazu wurde ein 

Gewerbeflächenkonzept in Auftrag gegeben, welches als Grundlage für die Neuausweisung 

gewerblicher Bauflächen in der Verbandsgemeinde herangezogen wird (siehe Kapitel  D.3.1).  

Da die Verbandsgemeinde stark durch die landwirtschaftliche Nutzung geprägt ist, erfolgte 

eine frühzeitige Abstimmung mit Vertretern der Landwirtschaft sowie der Landwirtschaftskam-

mer. Dabei konnte insbesondere zur Darstellung von Suchräumen für potenzielle Ausgleichs-

maßnahmen frühzeitig im Verfahren ein Konsens gefunden werden (siehe Kapitel D.3.3). 

Der Verbandsgemeinderat hat am 12.05.2016 den Aufstellungsbeschluss für den Flächennut-

zungsplan 2035 mit integriertem Landschaftsplan als Gesamtfortschreibung des Flächennut-

zungsplans gefasst. Der Planungshorizont für den Flächennutzungsplan beträgt 15 Jahre. 

Mit der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans wurde das Büro BBP Stadtplanung 

Landschaftsplanung, Kaiserslautern beauftragt. 

Die Integration der Belange von Natur und Landschaft erfolgte auf der Grundlage des Land-

schaftsplans, der durch das Büro ISU, Kaiserslautern im Vorfeld zum Flächennutzungsplanung 

erstellt wurde. Die Inhalte, die in den Flächennutzungsplan integriert werden, sind insbeson-

dere mit Vertretern der Landwirtschaft abgestimmt und es werden Such- und Entwicklungsbe-

reiche für zukünftige Ausgleichsflächen entlang von Gewässern, auf landwirtschaftlichen Flä-

chen sowie im Bereich des Lörzweiler Wäldchens dargestellt.  
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B. DAS PLANGEBIET DER VERBANDSGEMEINDE BODENHEIM 

1. Lage und Verkehr 

Die Verbandsgemeinde Bodenheim liegt in Rheinland-Pfalz im Osten des Landkreises Mainz-

Bingen. Sie befindet sich somit in der Region Rheinhessen-Nahe und ist südlich der Landes-

hauptstadt Mainz gelegen. Die östliche Grenze der Verbandsgemeinde und gleichzeitig auch 

die Landesgrenze zu Hessen bildet der Rhein.  

Die Verbandsgemeinde Bodenheim ist durch ihre räumliche Nähe zum Oberzentrum Mainz 

sehr gut an das überörtliche Verkehrsnetz angeschlossen. Im Osten der Verbandsgemeinde 

verläuft in Nord-Süd Richtung die Bundesstraße B9, wodurch die Ortsgemeinden in wenigen 

Fahrminuten an die Autobahn A60 im Norden angeschlossen sind. Richtung Süden schafft die 

B9 eine Verbindung in Richtung Worms. Im Westen der Gemeinde verläuft die Landesstraße 

L425, die sogenannte Rheinhessenstraße, welche neben der weiter im Westen gelegenen 

A63 und der B9 im Osten eine dritte Verbindung in die Landeshauptstadt darstellt. Auf Grund 

der Nähe zum Arbeitsstandort Mainz ist die Verbandsgemeinde stark von einem hohen Ver-

kehrsaufkommen betroffen, welches nicht nur durch die Pendlerbeziehungen aus der Ver-

bandsgemeinde selbst entsteht, sondern insbesondere auch auf Grund des Durchgangsver-

kehrs aus den südlich der Verbandsgemeinde gelegenen Gemeinden. Die L413 durchkreuzt 

die Verbandsgemeinde von Osten nach Westen und schafft somit eine Verbindung zwischen 

der A63 und der B9. Die L431 schafft durch ihren Verlauf eine Nord-Süd Verbindung von 

Mainz-Laubenheim nördlich der Verbandsgemeinde nach Nackenheim und schließt dort an 

die B9 an.  

Durch die Bahnhöfe in den Ortsgemeinden Bodenheim und Nackenheim ist die Verbandsge-

meinde an das von Norden nach Süden verlaufende Schienennetz angeschlossen. 

Durch die Lage im Ballungsraum ist der Frankfurter Flughafen in ca. 30 Minuten mit dem Auto 

und in ca. 1h mit dem Zug zu erreichen. 

Die Ortsgemeinden Bodenheim und Nackenheim grenzen direkt an den Rhein an, allerdings 

kommt diesem im Sinne der verkehrlichen Erschließung keine Bedeutung zu. Im Verbandsge-

meindegebiet gibt es keinen Standort einer Autofähre und auch im Bereich der touristischen 

Bootsfahrt werden die Gemeinden nicht angesteuert.  

Die Verbandsgemeinde ist somit verkehrstechnisch sehr gut angebunden. Neben den Vortei-

len spüren die Ortsgemeinden insbesondere in den engen Ortskernen dadurch aber auch eine 

Belastung durch das hohe Verkehrsaufkommen, besonders zu den Stoßzeiten.  
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Darstellungen BBP, Karte: Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung LANIS, Stand 08/2020   

 

Die Verbandsgemeinde setzt sich aus den folgenden fünf Ortsgemeinden zusammen: Boden-

heim, Gau-Bischofsheim, Harxheim, Lörzweiler und Nackenheim. Die Ortsgemeinde Boden-

heim ist Verwaltungssitz der Verbandsgemeinde. 

 

A63 

Mainz 

L425 

Rheinhessenstraße 

L431 

L413 

E42 
A60 

B9 

Bahnlinie 
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Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung LANIS, Webatlas, Stand 08/2020  

 

Die Gesamtfläche der Verbandsgemeinde beträgt rund 34 km² und setzt sich wie folgt aus den 

Flächengrößen und -anteilen der Ortsgemeinden zusammen: 

 Fläche 

[km²] 

Flächenanteil 

[%] 

Bodenheim 13,43 39,3 

Gau-Bischofsheim 2,84 8,3 

Harxheim 3,51 10,3 

Lörzweiler 5,76 16,9 

Nackenheim 8,62 25,2 

VG Bodenheim 34,16 100 

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 08/2020 

 

Betrachtet man die Nutzungsart der Bodenfläche in der Verbandsgemeinde wird deutlich, dass 

die Landwirtschaft in der Gemeinde einen hohen Stellenwert einnimmt. Ca. 14% der Boden-

fläche wird als Siedlungsfläche genutzt und knapp 70% der Fläche werden landwirtschaftlich 

genutzt.1  

                                                           
1 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 08/2020 

 



Verbandsgemeinde Bodenheim Flächennutzungsplan 2035 mit integriertem Landschaftsplan 

Genehmigungsfassung   Begründung 

Seite 13 von 152  BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de 

2. Bevölkerungsentwicklung 

Insgesamt umfasst die Verbandsgemeinde Bodenheim 20.370 Einwohner (Stand 31.12.2019) 

mit gemeldetem Hauptwohnsitz.2 

Die Verteilung der Bevölkerung auf die einzelnen Ortsgemeinden und deren Anteil an der Ge-

samtbevölkerung der Verbandsgemeinde setzt sich wie folgt zusammen: 

 Einwohnerzahl  

(Stand 31.12.2019)3 

Anteil an der VG-Gesamt-

bevölkerung [%] 

Bodenheim 7.730 37,9 

Gau-Bischofsheim 2.202 10,8 

Harxheim 2.387 11,7 

Lörzweiler 2.348 11,5 

Nackenheim 5.703 28,0 

VG Bodenheim 20.370 100 

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 

Auf Grund der räumlichen Nähe zu Mainz ist die Verbandsgemeinde ein attraktiver Wohn-

standort im Umfeld der Landeshauptstadt, in der nicht genügend Wohnraum für die hohe 

Nachfrage vorhanden ist. Ein Vergleich der Bevölkerungsdichte mit Verbandsgemeinden glei-

cher Größe (Stand 31.12.2019) zeigt, dass die Verbandsgemeinde Bodenheim mit 596,3 Ein-

wohnern/km² sehr dicht besiedelt ist. Vergleichbare Verbandsgemeinden sind durchschnittlich 

mit 143,5 Einwohnern/km² besiedelt.4 Die Gemeinden sind daher einer sehr hohen Nachfrage 

ausgesetzt und müssen darauf achten, insbesondere Wohnbauflächen in einem für den Be-

stand und die Infrastruktur verträglichen Maß auszuweisen. Dies ist auch erklärtes Ziel der 

Verbandsgemeinde im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans. 

Die Bevölkerungsentwicklung von 2009 bis 2019 spiegelt die Lage im hoch verdichteten Raum 

wider. Die Bevölkerungszahl in der Verbandsgemeinde ist in diesem Zeitraum um ca. 9,1% 

gestiegen, dies entspricht 1.699 Einwohnern.5  

In der mittleren Variante der Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamtes 

Rheinland-Pfalz für das Jahr 2040 wird ein Bevölkerungswachstum um 7,5% (auf 21.860 Ein-

wohner) im Vergleich zum Basisjahr 2017 prognostiziert. 

  

                                                           
2 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
3 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
4 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
5 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
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3. Beschäftigung und Wirtschaft 

Im Gebiet der Verbandsgemeinde Bodenheim sind mit Stand 16.06.2021 insgesamt 1.632 Be-

triebsstätten gemeldet, die sich entsprechend der beiden nachfolgenden Grafiken auf die ein-

zelnen Ortsgemeinden bzw. auf die genannten Betriebsarten aufteilen.6 

 

 

Anzahl der Betriebsstätten je Ortsgemeinde. Mainz und Nieder-Olm sind aufgeführt, weil die Betriebsstätte dort 

besteht, die Hauptniederlassung jedoch in der Verbandsgemeinde gemeldet ist. 

Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim, Fachbereich 3, Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 

 

Auflistung der verschiedenen Betriebsarten der in der Verbandsgemeinde Bodenheim bestehenden Betriebsstät-

ten, Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim, Fachbereich 3, Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 

Eine Untersuchung zur Entwicklung der Gewerbestandorte in der Verbandsgemeinde ist Ka-

pitel D.3.1 zu entnehmen.  

 

                                                           
6 Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim, Fachbereich 3, Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
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Beschäftigung 

Von den im Verbandsgemeindegebiet sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sind 3.562 

Beschäftigte am Arbeitsort gemeldet und 8.203 Personen am Wohnort (Stand 30.06.2020).7  

 Sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte am Arbeitsort8 

Sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte am Wohnort  

Bodenheim 2.484 3.072 

Gau-Bischofsheim 194 785 

Harxheim 216 904 

Lörzweiler 150 995 

Nackenheim 518 2.424 

Sozialversicherungspflicht Beschäftigte in den Ortsgemeinden am 30.06.2020 

 

Pendler sind alle sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, deren Arbeitsgemeinde sich von 

der Wohngemeinde unterscheidet. 

Pendler werden nach Ein- und Auspendlern unterschieden: 

Á Einpendler sind Personen, die in ihrer Arbeitsgemeinde nicht wohnen, 

Á Auspendler sind Personen, die in ihrer Wohngemeinde nicht arbeiten.9 

Alle Ortsgemeinden weisen einen negativen Pendlersaldo auf, dies bedeutet, dass die Anzahl 

der Auspendler die Zahl der Einpendler übersteigt.  

 Einpendler10 Auspendler Pendler-

saldo 

Bodenheim 2.040 2.630 -590 

Gau-Bischofsheim 170 785 -615 

Harxheim 177 865 -688 

Lörzweiler 100 946 -846 

Nackenheim 386 2.292 -1.906 

Ein- und Auspendler in den Ortsgemeinden 

 

4. Bestandssituation und Entwicklung im Bereich der Kindertagesstätten und  

Schulen 

4.1 Bestandssituation Kindertagesstätten 

Nach dem Kindertagesstättengesetz (KiTaG) Rheinland-Pfalz ist der Träger der Jugendhilfe 

verpflichtet zu gewährleisten, dass in seinem Bezirk die erforderlichen Kindertagesstätten zur 

Verfügung stehen. Im Kindertagesstätten Bedarfsplan werden hierzu die notwendigen Daten 

und Zahlen abgebildet. Damit soll sichergestellt werden, dass für jedes Kind zur Erfüllung des 

Rechtsanspruchs ein wohnungsnaher Platz im Kindergarten zur Verfügung steht. 

Seit dem 01.08.2010 haben nach dem KiTaG Rheinland-Pfalz Kinder ab dem vollendeten 

zweiten Lebensjahr Anspruch auf Erziehung, Bildung und Betreuung in Kindertagesstätten. 

                                                           
7 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
8 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
9 Bundesagentur für Arbeit: ĂGlossar der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA)ñ, S 47 
10 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 06/2021 
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Der Rechtsanspruch ab dem Alter von einem Jahr auf Förderung in einer Tageseinrichtung 

oder in Kindertagespflege trat am 01.08.2013 in Kraft. 

Nach dem bereits vom Jugendhilfeausschuss des Landkreises Mainz-Bingen verabschiedeten 

Entwurf des Kindertagesstätten Bedarfsplans 2023 werden zum Stichtag 01.03.2023 1156 und 

zum Stichtag 01.09.2023 1151 vorhandene Plätze für Kinder mit Rechtsanspruch (1 ï 6jäh-

rige) ausgewiesen. Außerdem ist ein Angebot für 115 Schulkindplätze vorhanden. 50 Schul-

kindplätze bestehen zurzeit in der Kindertagesstätte Wühlmäuse in Bodenheim und 65 Schul-

kindplätze in der Kindertagesstätte Harxheim. Die Anzahl der Schulkindplätze wird sich mit 

Inbetriebnahme der Kita Leidhecke, frühestens im September 2023, um weitere 40 (2 Grup-

pen) erhöhen. Zudem entstehen in der geplanten KiTa zwei weitere Gruppen mit Kapazitäten 

von bis zu insgesamt 30 Plätzen für über zweijährige Kinder. Die bisherige KiTa am Standort 

Am Mühlbach 6, Bodenheim wird dann nicht mehr weitergeführt. Damit entfallen dann 25 

Plätze für Kinder ab zwei Jahren. Der Anbau der KiTa Blumenwiese in Nackenheim mit 20 

Plätzen, davon 10 Plätze für Kinder unter zwei Jahren und 10 Plätze für Kinder über zwei 

Jahren, soll in 2023 begonnen werden. 

Kindertagesstätten in den Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Bodenheim,  
Stand: Dez. 2022 

Bodenheim 

Kitas Gesamtplätze Anteil der Ganztagsplätze im Ver-

gleich zu den Gesamtplätzen in % 

(ohne Hortplätze) 

Schatzkiste 125  85,60 

Spatzennest 105  61,90 

Wühlmäuse (inkl. 50 Hortplätze) 90  50,00 

Leidhecken Provisorium 25 100,00 

Mühlbachstörche 82 100,00 

Katholische Kita Bodenheim 75  60,00 

Summe Bodenheim 503  76,25 

Gau-Bischofsheim 

Kitas Gesamtplätze Anteil der Ganztagsplätze im Ver-

gleich zu den Gesamtplätzen in % 

(ohne Hortplätze) 

Himmelweit 145 68,96 

Harxheim 

Kitas Gesamtplätze Anteil der Ganztagsplätze im Ver-

gleich zu den Gesamtplätzen in % 

(ohne Hortplätze) 

Harxheim 150 76,00 

Harxheim Hort 65 0 
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Lörzweiler 

Kitas Gesamtplätze Anteil der Ganztagsplätze im Ver-

gleich zu den Gesamtplätzen in % 

(ohne Hortplätze) 

Lörzweiler 130 64,61 

Nackenheim 

Kitas Gesamtplätze Anteil der Ganztagsplätze im Ver-

gleich zu den Gesamtplätzen in % 

(ohne Hortplätze) 

Blumenwiese 62 100,00 

Maulwürfe 65  67,69 

Pommardstraße 94  68,08 

Katholische Kita Nackenheim 58  68,96 

Summe Nackenheim: 288  76,18 

 

In Bezug auf das KiTa-Jahr 2023 zeigt der aktuelle Entwurf des Kindertagesstätten- Bedarfs-

plans im Hinblick auf die Entwicklung in der Verbandsgemeinde Bodenheim, dass die vorhan-

denen Plätze zum Stichtag 01.09.2023 ausreichen, den ermittelten Bedarf zu decken. Soweit 

notwendig müssen im Einzelfall temporär Erhöhungen der Gesamtplatzzahl zur Abdeckung 

von Bedarfsspitzen umgesetzt werden. 

Der nachfolgende Auszug des Statistischen Landesamtes für die Verbandsgemeinde Boden-

heim zum 31.12.2021 zeigt, dass der Anteil der Kinder bis 15 Jahre über dem Anteil von Ver-

bandsgemeinden gleicher Größenklasse liegt. 

Altersgruppe 

Verbandsgemeinde Bodenheim 
Verbandsgemeinden 

gleicher Größenklasse 

Anzahl Anteile in % 

unter 3 Jahre 663 3,2 2,8 

3 bis 5 Jahre 703 3,4 2,9 

6 bis 9 Jahre 893 4,4 3,7 

10 bis 15 Jahre 1.187 5,8 5,4 

Bevölkerungsstand am 31.12.2021 nach Altersgruppen, Statistisches Landesamt: Meine Heimat 
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4.2 Bestandssituation Schulen 

Die Verbandsgemeinde Bodenheim ist Schulträger von vier Grundschulen. 

Die Anzahl der Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 2022/23 stellt sich zum Schuljahresbe-

ginn 2022/23 wie folgt dar:11 

 

Gemeinde Anzahl Schüler*innen Anmeldungen betreuende Grund-

schule 

Bodenheim 357 151 

Gau-Bischofsheim 232 66 

Lörzweiler 127 46 

Nackenheim 198 127 

 

Mit Stand von Dezember 2022 ergibt sich folgende Entwicklung der Schülerzahlen bis 

2027/28: 

 

Prognose Schülerzahlen nach Meldezahlen (HW) (Stand: 23.12.2022) 

Schuljahr 2022/2023 2023/2024 2024/2025 2025/2026 2026/2027 2027/2028 

GS Bodenheim 357 391 370 377 375 344 

GS Nackenheim 198 222 234 218 227 227 

GS Gau-Bischofsheim 232 249 258 242 241 235 

GS Lörzweiler 127 134 124 113 112 102 

Gesamt 914 996 986 950 955 908 

 

Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass sich in allen Grundschulen eine Steigerung der Schüler-

zahlen ab dem Schuljahr 2023/24 ergibt. Auch unter Berücksichtigung der Baugebietsentwick-

lung ist mit einer relevanten Reduzierung der Schülerzahlen nicht zu rechnen. Vielmehr ist zu 

beleuchten, ob ggf. Baumaßnahmen notwendig werden. Um mehr Planungssicherheit zu be-

kommen hat die Verbandsgemeinde daher im Dezember 2021 die Erstellung eines Schulent-

wicklungsplanes nach den Vorgaben von § 91 Abs. 4 Schulgesetz und im Januar 2022 die 

Erstellung einer Kindertagesstättenbedarfsplanung beauftragt. Die Pläne sollen 2023 den zu-

ständigen Gremien vorgelegt werden. Die Schlussfolgerungen aus den Plänen bleiben daher 

abzuwarten.  

Hinsichtlich der Entwicklung der Grundschule Gau-Bischofsheim (bisher 2,5zügig) konnte be-

reits ï bestätigt durch die Schulbehörde der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion ï belegt 

werden, dass ca. in den nächsten 10 Jahren von einer stabilen Dreizügigkeit ausgegangen 

werden kann. Daher wurden bereits Planungen in die Wege geleitet, das Schulgebäude zu 

erweitern. Außerdem wird derzeit hinsichtlich des Rechtsanspruchs auf eine ganztägige För-

derung ab dem Schuljahr 2026/27 (stufenweise beginnend mit der Klassenstufe 1, an Werk-

tagen im Umfang von 8 Stunden) mit den zuständigen Behörden geprüft, ob weitere Räum-

lichkeiten auf dem Gelände der GS Gau-Bischofsheim entstehen könnten. 

                                                           
11 Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim, Fachbereich 3 
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Die Erweiterung der Grundschule Lörzweiler als 1,5zügige Grundschule mit Reserven für die 

Aufnahme von bis zu 8 Klassen wurde 2021 fertig gestellt. Die Erweiterung steht seit dem 

Schuljahr 2021/22 für die Schulkinder zur Verfügung. 

Die Grundschule Nackenheim wurde zum damaligen Zeitpunkt dreizügig gebaut und ist daher 

ï auch für die folgenden Jahre - ausreichend dimensioniert.  

Ob die Grundschule Bodenheim nach dem jetzigen Stand über genügend Raumreserven ver-

fügt, dem Anstieg an Schülerinnen und Schülern ï auch im Hinblick auf die jetzt geplanten 

Neubaugebiete ï gerecht zu werden, wird von dem beauftragten Büro für Schulentwicklungs-

planung geprüft. 

 

4.3 Bedarfsberechnung bei der Ausweisung von Neubaugebieten 

Zu den infrastrukturellen Folgekosten bei der Entwicklung eines neuen Baugebietes für Wohn-

bebauung stellt sich auch die Frage, wie viele Kinder zusätzlich in der jeweiligen Ortsgemeinde 

einen Platz in einer Kindertagesstätte oder in einer der vier Grundschulen in der Verbandsge-

meinde benötigen. Hierzu ist zunächst eine Flächenbilanz erforderlich, aus der hervorgeht, 

wieviel Wohnbaufläche im Bebauungsplan festgesetzt wird und wie viele Baugrundstücke da-

raus entstehen. In Verbindung mit der höchstzulässigen Anzahl von Wohnungen ist es mög-

lich, die Anzahl der Wohneinheiten aus dem neuen Baugebiet zu schätzen. 

Die Verbandsgemeinde Bodenheim berechnet zunächst eine pauschale Anzahl von 2,5 Per-

sonen je Wohneinheit. Bei 100 Wohneinheiten wird somit ein Bevölkerungswachstum von 250 

Personen angenommen. Aus diesem Ergebnis der Prognose des Bevölkerungswachstums 

aufgrund des jeweiligen Neubaugebiets werden pauschal 5 % für die Anzahl der aus dem 

Neubaugebiet hervorgehenden Grundschüler errechnet. Bei 250 Personen im Neubaugebiet 

sind dies 12,5, aufgerundet somit 13 Kinder. Pro Klassenstufe sind dies im Beispiel durch-

schnittlich ca. 3 Kinder die zusätzlich in der Grundschule aufgenommen werden müssten. 

In gleicher Weise wird auch die Prognose zur Anzahl der benötigten Plätze in den Kinderta-

gesstätten vorgenommen. Die aus den 250 Personen angenommene Anzahl von 12,5 Kindern 

wird hier rechnerisch in vier Altersgruppen zu je 3,125 Kinder aufgeteilt. Bei angenommenen 

4,5 Jahrgängen, die planerisch einen Platz in einer Kindertagesstätte benötigen, könnten sich 

somit ca.14 Kinder je 100 Wohneinheiten in einem Neubaugebiet ergeben. 

Die Jahrgangsanzahl von 4,5 ergibt sich dabei aus dem gesetzlichen Anspruch der Kinder ab 

dem Alter von einem Jahr auf Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. 

Die Altersgruppe der 1- bis 2-jährigen Kinder wird mit einem Anteil von 0,5 neben den weiteren 

Altersgruppen der 2- bis 6-jährigen Kinder mit einem Anteil von 4 berücksichtigt. 

Insgesamt ergibt sich somit eine Prognose von ca. 27 Kindern je 100 Wohneinheiten, für die 

ein Platz in einer Kindertagesstätte oder in einer der Grundschulen erforderlich ist. 

Sofern sich durch diese Berechnungsvorgabe in einer der Gemeinden bei der Entwicklung 

neuer Baugebiete ein Bedarf zur Erweiterung oder zu Ergänzungsstandorten für Schulen und 

Kindergärten ergibt, sind im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplans die erforderlichen Flä-

chen bereitzustellen. Die Flächenverfügbarkeit bzw. Umsetzbarkeit ist gegebenenfalls über 

städtebauliche Verträge sicherzustellen.  
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C. ABSTIMMUNGEN / VERFAHREN 

1. Träger der Landes- und Regionalplanung 

Am 26.01.2018 wurde der abgestimmte Vorentwurf des Flächennutzungsplans sowie die In-

tegration von Inhalten des Landschaftsplans Vertretern verschiedener Fachabteilungen der 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen vorgestellt.  

Am 31.01.2018 fand ein Abstimmungstermin bei der SGD Süd mit der Planungsgemeinschaft 

Rheinhessen-Nahe sowie der Kreisverwaltung statt.  

Mit Schreiben vom 10.07.2018 wurde gem. § 20 Landesplanungsgesetz die Abgabe der Lan-

desplanerisches Stellungnahme bei der Kreisverwaltung Mainz-Bingen beantragt. Nach der 

Übermittlung zusätzlicher Informationen hat die Kreisverwaltung am 06.05.2020 die Landes-

planerische Stellungnahme abgegeben. 

 

2. Integration Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan wurde im vorliegenden Fall idealerweise im Vorfeld der Gesamtfort-

schreibung des Flächennutzungsplanes durch das Büro ISU Kaiserslautern erarbeitet und liegt 

mit Stand Februar 2015 vor. Im Rahmen der Gesamtfortschreibung werden nun Inhalte des 

Landschaftsplans in den Flächennutzungsplan übernommen. Da außerhalb der Siedlungsflä-

chen maßgeblich die Landwirte und Winzer mit ihren Nutzungen durch die Aussagen des 

Landschaftsplans betroffen sind, fand mit ihnen eine intensive Abstimmung über die aus dem 

Landschaftsplan zu integrierenden Inhalte statt. Neben Vertretern aus den örtlichen Bauern- 

und Winzerverbänden wurden auch die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz sowie die 

Stiftung zur Förderung der Kulturlandschaft Rheinland-Pfalz an diesem Prozess beteiligt. Nach 

intensiver Abstimmung konnte ein Ergebnis erreicht werden, das von allen beteiligten Parteien 

mitgetragen wird. Siehe dazu auch Kapitel D.3.3. 

 

3. Beteiligung der Ortsgemeinden 

Im Rahmen der Aufstellung des Flächennutzungsplans 2035 mit integriertem Landschaftsplan 

wurde den fünf Ortsgemeinden die Möglichkeit gegeben, ihre gemeindlichen Vorstellungen zur 

Siedlungsentwicklung in die Planung einzubringen. In mehreren Schritten wurden die Vorstel-

lungen der Ortsgemeinden erfasst und anschließend planerisch beurteilt und gemeinsam dis-

kutiert. Folgende Schritte der Beteiligung wurden durchgeführt: 

 

3.1 Verfahrensschritt: Landesplanerische Stellungnahme 

Fragebogen: Anfang des Jahres 2017 wurde den Ortsgemeinden ein Fragebogen zur Verfü-

gung gestellt, in dem verschiedene Punkte zur gemeindlichen Siedlungsentwicklung abgefragt 

wurden.  

Abstimmungstermin: Im Sommer 2017 wurde mit allen Ortsgemeinden ein Abstimmungsge-

spräch mit Vertretern der Gemeinden geführt. Bei diesem Gespräch wurden die Ergebnisse 

der Fragebögen durch das Planungsbüro BBP beurteilt und gemeinsam diskutiert und bei Be-

darf Änderungen vorgenommen.  
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Arbeitssitzungen: Der aus diesen Abstimmungen erarbeitete Vorentwurf des FNP sowie die 

aus dem Landschaftsplan zu integrierenden Inhalte wurden dann im Rahmen einer Arbeitssit-

zung in allen Ortsgemeinden vorgestellt. Bei den Arbeitssitzungen waren Vertreter der Bauern- 

und Winzerverbände, der Landwirtschaftskammer sowie die Stiftung zur Förderung der Kul-

turlandschaft Rheinland-Pfalz eingeladen. Die Ortsgemeinden haben dem jeweiligen Entwurf 

als Grundlage für die Einholung der landesplanerischen Stellungnahme grundsätzlich zuge-

stimmt. Abschließend wurde der Vorentwurf inklusive Integration des Landschaftsplans auch 

in einer Arbeitssitzung des Verbandsgemeinderates vorgestellt und am 22.02.2018 beschlos-

sen.  

 

3.2 Verfahrensschritt: Vorentwurf 

Nach Vorlage der Landesplanerischen Stellungnahme wurden die Ortsgemeinden über die 

vorgebrachten Hinweise und Bedenken informiert. Im Rahmen von Arbeitskreisen wurden in 

jeder Ortsgemeinde Anpassungen und Änderungen diskutiert und im Anschluss der Vorent-

wurf des Flächennutzungsplans erarbeitet. Der Vorentwurf wurde in allen fünf Ortsgemeinden 

durch die Bau- und Planungsausschüsse vorberaten und durch die Gemeinderäte beschlos-

sen. Abschließend wurde der Vorentwurf ebenfalls durch den Bau- und Planungsausschuss 

der Verbandsgemeinde vorberaten und durch den Verbandsgemeinderat am 29.04.2021 be-

schlossen. 

Durch öffentliche Auslegung des Planentwurfs im Zeitraum vom 12.07.2021 bis zum 

31.08.2021 wurde der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB die Möglichkeit zur Einsicht-

nahme, Äußerung und Erörterung gegeben. 

Parallel zur frühzeitigen Auslegung der Planung erfolgte auch die frühzeitige Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB. In diesem 

Zusammenhang wurden mit Schreiben vom 08.07.2021 insgesamt 52 Behörden und sonstige 

Träger öffentlicher Belange sowie 5 benachbarte Gemeinden aufgefordert, eine Stellung-

nahme bis zum 10.09.2021 abzugeben. 

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden in der Verbandsgemeinderatssitzung am 

05.05.2022 beraten. 

 

3.3 Verfahrensschritt: Entwurf 

Durch öffentliche Auslegung des Planentwurfs im Zeitraum 27.03.2023 bis zum 28.04.2023 

wurde der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die Möglichkeit zur Einsichtnahme, Äuße-

rung und Erörterung gegeben. 

Parallel zur öffentlichen Auslegung der Planung erfolgte auch die Beteiligung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. In diesem Zusammen-

hang wurden mit Schreiben vom 16.03.2023 insgesamt 68 Behörden und sonstige Träger öf-

fentlicher Belange aufgefordert eine Stellungnahme bis zum 12.05.2023 abzugeben. 

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden in der Verbandsgemeinderatssitzung am 

19.06.2023 beraten. 
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D. RAHMENBEDINGUNGEN 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der Raumordnung bei der Auf-

stellung von Bauleitplänen zu beachten. 

1. Vorgaben der Landesplanung 

Das Landesentwicklungsprogramm Rheinland-Pfalz (LEP IV) bildet auf Ebene der Landespla-

nung den Ordnungs- und Gestaltungsrahmen für die Raumentwicklung. 

Das Verbandsgemeindegebiet Bodenheim liegt nach der Systematik des LEP IV im hochver-

dichteten Bereich südlich der Landeshauptstadt Mainz. Auf Grund der Lage in einem Verdich-

tungsraum verfügt die Verbandsgemeinde über eine hohe Zentrenerreichbarkeit und -auswahl. 

Zur Steuerung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist gemäß LEP IV landesweit darauf 

hinzuwirken, die quantitative Flächenneuinanspruchnahme über ein Flächenmanagement zu 

reduzieren sowie ggf. notwendige Flächenneuinanspruchnahmen über ein Flächenmanage-

ment qualitativ zu verbessern und zu optimieren. Der Innenentwicklung ist hierbei Vorrang vor 

der Außenentwicklung einzuräumen. Hierzu legt der Regionale Raumordnungsplan Rheinhes-

sen-Nahe Wohnbauflächenbedarfswerte unter Berücksichtigung des demografischen Wan-

dels und regionaler Ausgangsbedingungen als Ziel der Raumordnung fest. 

Als Grundlage für ein Flächenmanagement steht den Gebietskörperschäften mit der Daten-

bank RAUM+Monitor ein eigenständig zu aktualisierendes Instrument zur Erhebung und Be-

wertung der vorhandenen Siedlungsflächenpotenziale zur Verfügung. 

 

2. Vorgaben der Regionalplanung 

Der Regionale Raumordnungsplan konkretisiert fachlich und räumlich die landesplanerischen 

Ziele und Grundsätze, die im LEP IV festgeschrieben sind. Innerhalb der Raumordnung nimmt 

die Regionalplanung somit das Bindeglied zwischen der Landesplanung und der kommunalen 

Planung ein.  

Für den in Rede stehenden Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Bodenheim ist der 

regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe (2014) maßgeblich, dessen zweite Teilfort-

schreibung nach Veröffentlichung des Genehmigungsbescheids im Staatsanzeiger für Rhein-

land-Pfalz seit dem 19. April 2022 verbindlich ist.  

Gemeinden können auf Ebene der Regionalplanung besondere Funktionen zugewiesen wer-

den, die für die Bereiche  

Á Gewerbe (G-Funktion),  

Á Wohnen (W-Funktion), 

eine Entwicklung über den Rahmen der Eigenentwicklung hinaus zulassen. Diese besonderen 

Funktionen werden als Ziele der Raumordnung festgelegt. 

In der Verbandsgemeinde Bodenheim übernehmen die Ortsgemeinden Bodenheim und Na-

ckenheim die Funktion als kooperierende Grundzentren. Der Gemeinde Bodenheim werden 

im Regionalplan die Funktionen Wohnen und Gewerbe zugeordnet und der Gemeinde Na-

ckenheim die Wohnfunktion. Die verbleibenden Ortsgemeinden haben weder eine zentralört-

liche Ausweisung, noch wurde ihnen eine Gemeindefunktion zugewiesen. 



Verbandsgemeinde Bodenheim Flächennutzungsplan 2035 mit integriertem Landschaftsplan 

Genehmigungsfassung   Begründung 

Seite 23 von 152  BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de 

2.1 Siedlungsentwicklung 

Mit der Vorgabe einer Berechnungsvorschrift für die Bedarfswerte zur weiteren Wohnbauflä-

chenausweisung gibt der regionale Raumordnungsplan der Bauleitplanung einen quantitativen 

Rahmen für die Siedlungsentwicklung mit Zielcharakter vor, um die Flächenneuinanspruch-

nahme zu reduzieren und eine Siedlungsentwicklung mit einem ausreichenden Angebot an 

Bauland an regionalplanerisch sinnvollen Standorten zu fördern. 

Die seitens der Regionalplanung ermittelten Wohnbauflächenbedarfswerte für die nächsten 

15 Jahre (Stichtag ist der Tag der Rechtwirksamkeit der 2. Teilfortschreibung des Regional-

plans Rheinhessen-Nahe) sind Ziel 20 des rechtskräftigen Regionalplans zu entnehmen. 

Für die Verbandsgemeinde Bodenheim wird ein Wohnbauflächenbedarf von 45,5 ha für 15 

Jahre berechnet. Dieser Wert ergibt sich aus der Summe der jeweiligen Bedarfe der Ortsge-

meinden. 

Die Datenbank RAUM+Monitor wurde durch die Verbandsgemeindeverwaltung aktualisiert.  

Gemäß Ziel 20 des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe, 2. Teilfortschrei-

bung sind auf den für das Gemeindegebiet festgelegten Wohnbauflächenbedarf die in einem 

rechtswirksamen Flächennutzungsplan außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

dargestellten Wohnbauflächen bzw. Wohngebiete nach ihrer Größe anzurechnen. Die Ver-

bandsgemeinde Bodenheim hat zum gegenwärtigen Zeitpunkt (Stand: Januar 2023) keine sol-

chen Außenreserven zur Verfügung.  

Nicht blockierte Innenentwicklungspotenziale bestehen allein in der Gemeinde Bodenheim. Es 

handelt sich hierbei um 0,39 ha Wohnbaufläche im Bereich Flur 37 ï Leidheckenweg. Darüber 

hinaus seien der Vollständigkeit halber die Baulücken in Wohnbauflächen und Gemischten 

Bauflächen erwähnt. In der Summe belaufen sich diese auf ca. 6,84 ha, wobei hiervon noch 

die blockierten Grundstücke abzuziehen wären. 

Im Rahmen des Vorentwurfs zum Flächennutzungsplan waren ursprünglich insgesamt 34,92 

ha Wohnbauflächen neu geplant. Diese Überlegungen wurden in der Entwurfsphase nun noch 

einmal deutlich reduziert bzw. haben sich erledigt, da beispielsweise die ursprünglich im FNP 

Entwurf enthaltene Fläche im Bereich des Bebauungsplans ĂHinter der Lehnsweideñ, der im 

Verfahren nach § 13a BauGB mittlerweile abgeschlossen wurde, nunmehr entfallen konnte. 

Die Summe der neu dargestellten Bauflächen liegt mit 27,87 ha (Wohnbauflächen) sowie 

2,76 ha (Gemischte Bauflächen) nach wie vor unterhalb des im Regionalplan errechneten Be-

darfswertes der 2. Teilfortschreibung von 45,5 ha. 

Auf Grund der Änderungen im Rahmen der 2. Teilfortschreibung des Regionalplans werden 

neu ausgewiesene gemischte Bauflächen im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Flächen-

nutzungsplans nicht bei der Ermittlung der Wohnbauflächenbedarfe berücksichtigt. Sie sind 

ausschließlich zur Hälfte auf den Wohnbauflächenbedarfswert anzurechnen, wenn es sich im 

Rahmen eines Flächennutzungsplanverfahrens (Neuaufstellung, Änderung oder Gesamtfort-

schreibung) um bestehende und nicht blockierte Potenzialflächen handelt.   
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Wohnbauflächen- 
bedarfswerte in 

Hektar für 15 Jahre 

Wohnbauflächen- 
ausweisung  

Neuaufstellung 
FNP 

Gemischte Bauflä-
chenausweisung   
Neuaufstellung 

FNP  

VG Bodenheim 45,5 ha (gerundet) 27,87 ha 2,76 ha 

Bodenheim 17,83 ha 6,99 ha 1,75 ha 

Gau-Bischofsheim 4,39 ha 3,70 ha 0,69 ha 

Harxheim 5,08 ha 5,12 ha 0 ha 

Lörzweiler 4,86 ha 2,67 ha 0,08 ha 

Nackenheim 13,36 ha 11,50 ha 0,25 ha 

Wohn- und Mischbauflächenbedarf in Hektar für 15 Jahre gem. Regionalplan Rheinhessen-Nahe (2. Teilfort-

schreibung) sowie geplante Neuausweisungen 

 

2.2 Gewerbeentwicklung 

Der regionale Raumordnungsplan weist regionalbedeutsame Gemeinden mit der besonderen 

Funktion Gewerbe aus. In der Verbandsgemeinde wird der Ortsgemeinde Bodenheim diese 

Funktion zugewiesen. 

Darüber hinaus werden in Ziel 17 im regionalen Raumordnungsplan Wirtschaftsachsen defi-

niert, die überregionale sowie regionale Bedeutung haben. Darunter fällt unter anderem auch 

der Bereich entlang der B 9 (zwischen Worms und Mainz).  Die im Regionalplan genannten 

Autobahnen und Bundesstraßen weisen eine hervorragende Verkehrsinfrastruktur auf und bie-

ten optimale Bedingungen für Gewerbeansiedlungen.  

Entlang dieser Wirtschaftsachsen können die Träger der Flächennutzungsplanung in Abstim-

mung mit der Regionalplanung und auf der Grundlage von Analysen und Prognosen zur Zu-

kunft des Gewerbes in qualitativer und quantitativer Hinsicht, Gewerbeflächenkonzepte zur 

Festlegung von regionalbedeutsamen Standorten für IndustrieȤ und Gewerbeansiedlungen 

vorzugsweise in kommunaler Kooperation entwickeln. Hierfür kommen beispielsweise inter-

kommunale Vereinbarungen, wie städtebauliche Verträge oder Planungsverbände in Betracht. 

Auch in diesem Zusammenhang soll dem Aspekt der Reduzierung der Flächenneuinanspruch-

nahme im Rahmen eines gewerblichen Flächenmanagements Rechnung getragen werden. 

Die Nachfrage an Gewerbeflächen in der Region und insbesondere entlang der ausgewiese-

nen Wirtschaftsachsen bleibt anhaltend hoch. Gleichzeitig mangelt es in bestimmten Gemein-

den an kurzfristig bebaubaren Gewerbeflächen. Neben den regionalbedeutsamen Standorten 

für Gewerbe und Industrie sollen auf der Ebene der Flächennutzungsplanung Gewerbeflä-

chenkonzepte erstellt werden. Sie sollen neben der Sicherung, Erweiterung von bestehenden 

und der Neuausweisung von überörtlichen Gewerbeflächen auch die zukünftige Steuerung 

und Konzentration der Gewerbeflächen beinhalten.  

Die Verbandsgemeinde Bodenheim hat ein Gewerbeflächenkonzept zur Überprüfung der 

Machbarkeit eines interkommunalen Gewerbegebiets zwischen den Ortsgemeinden Boden-

heim und Nackenheim in Auftrag gegeben. Das Gewerbekonzept kommt zu dem Ergebnis, 

dass ein interkommunales Gewerbegebiet auf Grund regionalplanerischer Ziele nicht möglich 

ist (vgl. dazu Kapitel D 3.1).  
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Ein weiterer Standort für ein interkommunales Gewerbegebiet für die drei Ortsgemeinden Gau-

Bischofsheim, Harxheim und Lörzweiler sollte auf Vorschlag der oberen Landesplanungsbe-

hörde an der Rheinhessenstraße untersucht werden. Das Gewerbekonzept sieht hier Möglich-

keiten, für die allerdings weitere Untersuchungen stattfinden müssen (vgl. dazu Kapitel D.3.1). 

 

2.3 Einzelhandelsentwicklung 

Seit Inkrafttreten des Landesentwicklungsprogramms (LEP IV) bestehen strenge Vorgaben für 

die Verortung von Einzelhandelsbetrieben, insbesondere in großflächiger Ausprägung. Die 

Ansiedlung und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevanten 

Sortimenten ist danach nur in städtebaulich integrierten Bereichen zulässig (städtebauliches 

Integrationsgebot). Diese städtebaulich integrierten Bereiche, die als zentrale Versorgungsbe-

reiche bezeichnet werden, sind von den Gemeinden in Abstimmung mit der Regionalplanung 

verbindlich festzulegen und zu begründen. In diesem Zusammenhang ist auch eine Liste der 

für den jeweiligen Ort spezifischen ortskernrelevanten und nicht-ortskernrelevanten Sorti-

mente zu erstellen.  

Um künftige Entscheidungen auf einer objektiven Grundlage treffen und die bisherigen Bemü-

hungen zur Stärkung des Ortskerns und zur Vermeidung schädlicher Auswirkungen auf die 

zentralen Versorgungsbereiche wirkungsvoll weiterführen zu können, hat die Verbandsge-

meinde Bodenheim die Markt und Standort Beratungsgesellschaft mbH mit der Erstellung ei-

nes Einzelhandelskonzepts beauftragt. Das Einzelhandelskonzept wurde generell fortge-

schrieben und am 21.12.2021 als städtebauliches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 

11 BauGB beschlossen. 

Im Zuge der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung ist Sorge zu tragen, dass die ent-

sprechenden Ausschlüsse von Einzelhandelsnutzungen in Gewerbegebieten erfolgen. 

 

3. Fachliche Planungen und Konzepte 

3.1 Gewerbeflächenkonzept Bodenheim 

Im Rahmen der Einholung einer Landesplanerischen Stellungnahme zur Gesamtfortschrei-

bung des Flächennutzungsplanes wurde der Vorentwurf im Januar 2018 zuerst der Unteren 

Landesplanungs- und der Unteren Naturschutzbehörde vorgestellt und anschließend der Obe-

ren Landesplanungsbehörde sowie der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe. 

In diesem Zusammenhang wurde seitens der Oberen Landesplanungsbehörde empfohlen: 

Á der gewerblichen Entwicklung der beiden Gemeinden Bodenheim und Nackenheim an 

der Entwicklungsachse B 9 weiteren Raum zu verschaffen sowie 

Á im Rahmen eines interkommunalen Gewerbeflächenkonzeptes insbesondere auch die 

gewerbliche Entwicklung der Ortsgemeinden Gau-Bischofsheim und Harxheim entlang 

der L 425 zu untersuchen. 

Dieser Empfehlung ist der Rat der Verbandsgemeinde durch einen Grundsatzbeschluss vom 

22.02.2018 gefolgt. Zur Ermittlung der zu entwickelnden Gewerbeflächen-Darstellungen 

wurde ein Gewerbeflächenkonzept erstellt, in dem der zukünftige Flächenbedarf sowie mögli-

che Standorte ermittelt wurden. Mit der Bearbeitung des Gewerbeflächenkonzepts wurde das 

Büro Dörhöfer & Partner beauftragt, das Konzept liegt mit Stand Oktober 2019 zur Einarbei-

tung in den Flächennutzungsplan vor.  
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Im Folgenden werden die Ergebnisse des Gewerbeflächenkonzepts zusammengefasst.12 

 

3.1.1 Interkommunales Gewerbegebiet Bodenheim | Nackenheim 

Im Rahmen des Gewerbeflächenkonzepts wurde die Entwicklung eines interkommunalen Ge-

werbegebiets entlang der L413 als Zubringer zur B9 untersucht, wie seitens der Oberen Lan-

desplanungsbehörde angeregt. Vor dem Hintergrund der Funktion als kooperierende Grund-

zentren wurde die örtliche Lage zwischen den beiden Ortsgemeinden für sinnvoll erachtet. Die 

gewerbliche Entwicklung der beiden Ortsgemeinden konzentriert sich schwerpunktmäßig 

nordöstlich bzw. nördlich der Bahnstrecke Mainz ï Mannheim. 

 

Zweite Teilfortschreibung des Regionalplans Rheinhessen-Nahe 2014 
 

Das Gewerbeflächenkonzept kommt nach Abstimmung mit der Planungsgemeinschaft sowie 

Vertretern der Wasserwirtschaft zu dem Ergebnis, dass die Entwicklung eines interkommuna-

len Gewerbegebiets an diesem Standort auf Grund der im Regionalplan dargestellten Grünzä-

sur/Siedlungszäsur als Ziel der Regionalplanung sowie dem Vorranggebiet Grundwasser-

schutz nicht möglich ist. Die Planungsgemeinschaft hatte im Januar 2018 in Aussicht gestellt, 

eben diese Grünzäsur im Regionalplan zurückzunehmen. Auf Grund der hohen Bedeutung 

der Fläche für den Grundwasserschutz nimmt die Planungsgemeinschaft von dieser Aussage 

Abstand.  

Im Ergebnis stellt das Gewerbeflächenkonzept fest, dass die Entwicklung eines interkommu-

nalen Gewerbegebiets für die Gemeinden Bodenheim und Nackenheim auf Grund fehlender 

Standortalternativen nicht möglich ist. Das Gewerbeflächenkonzept konzentriert sich aus die-

sem Grund auf die Entwicklung der Ortsgemeinde Bodenheim, welcher im Regionalplan die 

Funktion als Gewerbestandort zugewiesen wird. 

  

                                                           
12 Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim, Erläuterungsbericht 07.10.2019, Dörhöfer und Partner 
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3.1.2 Gewerbliche Entwicklung Bodenheim 

Aus regionalplanerischer Sicht wird eine Gewerbeentwicklung für Bodenheim nördlich des 

B9 Zubringers gesehen. Die Planungsgemeinschaft hat daher im Rahmen der zurzeit laufen-

den Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes die bisherige Darstellung der 

Vorrangzone Grundwasserschutz nördlich der L413 aufgehoben (siehe obige Darstellung).13 

Damit entfallen auch etwa einzuleitende Zielabweichungsverfahren für Vorhaben nordöstlich 

des ehemaligen Kuemmerling-Geländes. 

Das Gewerbeflächenkonzept sieht für die Gemeinde Bodenheim eine kleinteilige Erweiterung 

des Gewerbestandortes östlich der Straße Am Kuemmerling vor, im rückwärtigen Bereich des 

bisherigen Kuemmerling Standortes. 

  

Gewerbeflächenkonzept Bodenheim, Studie zur Flächenentwicklung (Ergebnis) Anlage 4; Stand 10/2019 

Abgeleitet aus dem Gewerbeflächenkonzept wird die Fläche Bo-05 in den Flächennutzungs-

plan aufgenommen. 

Der Betreiber des IC-Hauses plant darüber hinaus eine Erweiterung seines Betriebsgeländes, 

welche durch den Bebauungsplan Bürgel 3, 2. Änderung derzeit umgesetzt wird. Die Erweite-

rungsfläche soll ergänzend über die Straße Lange Ruthe erschlossen werden. Um den Bedarf 

an Gewerbeflächen im Rahmen des Zielhorizonts des FNP (15 Jahre) zu sichern, wird daher 

                                                           
13 Zweite Teilfortschreibung des Regionalplans Rheinhessen-Nahe 2014 
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die geplante Fläche Bo-05 als Erweiterung des Gewerbestandorts ergänzt um den Bedarf des 

IC-Hauses. 

Die übrigen Darstellungen von gewerblicher Baufläche bleiben von der Gesamtfortschreibung 

unberührt.  

 

Die Nutzungsstruktur im bestehenden Gewerbegebiet ist sehr heterogen. Die Ortsgemeinde 

Bodenheim sieht sich darüber hinaus mit Investorenprojekten konfrontiert, welche auch eine 

wohnbauliche Nachnutzung von bisher gewerblich genutzter Fläche beinhalten. Aus diesem 

Grund hat sich die Ortsgemeinde intensiv mit der gewerblichen Entwicklung beschäftigt.  

In den Terminen des Arbeitskreises zur städtebaulichen Entwicklung der Ortsgemeinde sowie 

in den Sitzungen des Bau- und Planungsausschuss wurde die Verdrängung des Gewerbe-

standortes durch wohnbauliche Nutzungen kritisch diskutiert. Dabei wurden die positiven As-

pekte der Schaffung von Wohnraum und sozialen Einrichtungen den Belastungen des Ortes 

durch Überforderungen hinsichtlich der sozialen Integration, der Einbindung in das Vereinsle-

ben usw., aber vor allem hinsichtlich der Überlastung der kommunalen Infrastruktur gegen-

übergestellt. Die Ortsgemeinde kommt zu dem Ergebnis, dass ein kurzfristig starker Einwoh-

nerzuwachs bis zu 1.500 EW für die Ortsgemeinde weder wünschenswert noch sinnvoll ist. Im 

Zusammenhang mit den ohnehin zu erwartenden Zuwächsen an verschiedenen anderen 

Standorten in der Ortslage ist diese Größenordnung nicht mit den Zielsetzungen der Ortsge-

meinde vereinbar. 

Mit der Aufgabe der Kuemmerlinghalle und dem angekündigten Rückzug eines produzieren-

den Fachbetriebs scheint die Gemeinde Bodenheim die Ausrichtung als Standort mit produ-

zierendem Gewerbe hin zu einem Technologie-Standort zu entwickeln. Die Ortsgemeinde ist 

im Gespräch zur Ansiedlung entsprechender Betriebe. 

Im Flächennutzungsplan werden für die Gemeinde Bodenheim somit keine großflächigen Än-

derungen bei der Ausweisung von gewerblicher Baufläche vorgenommen. Es wird darüber 

hinausangestrebt die bestehenden Bebauungspläne für künftige Nutzungen anzupassen, ent-

sprechende Beschlüsse hat die Ortsgemeinde in ihrer Sitzung am 08.12.2020 gefasst. Dem-

nach wurden Aufstellungsbeschlüsse zur Änderung der Bebauungspläne ĂEichweg Nordñ und 

ĂEichweg Südñ gefasst. Im Bebauungsplan Eichweg Nord, erfolgt die Anpassung der zulässi-

gen Nutzungen. Für den Bebauungsplan Eichweg Süd erfolgt vorerst die Abstufung von einem 

Industriegebiet zu einem Gewerbegebiet, für weitere Änderungen behält sich die Gemeinde 

weiteren Beratungsbedarf vor, da sehr unterschiedliche Ansiedelungswünsche im Raum ste-

hen. Beiden Änderungsverfahren erfolgen im beschleunigten Verfahren nach §13a BauGB, 

der Flächennutzungsplan ist nach Abschluss der Verfahren zu berichtigen. 

Bereits erwªhnt wurde die Aufstellung des Bebauungsplans ĂB¿rgel 3, 2.  nderung und Er-

weiterungñ auf der Flªche Bo-05 zur Erweiterung eines bestehenden Betriebs. 
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Weiterhin erfolgt eine  nderung des Flªchennutzungsplans im Bereich ĂEichweg Nord, Be-

reich Kuemmerlinghalle, 4.  nderungñ, f¿r den sich derzeit ein Bebauungsplan in der Aufstel-

lung befindet. Es erfolgt hier eine Anpassung des Flächennutzungsplans im Einklang mit den 

zukünftigen Festsetzungen des Bebauungsplans in gemischte Baufläche. 

 
Bebauungsplan ĂEichweg Nord, Bereich Kuemmerlinghalle, 4.  nderungñ, isu Kaiserslautern, Stand 08/2022 

 

3.1.3 Gewerbliche Entwicklung Nackenheim 

Das Gewerbeflächenkonzept konzentriert sich auf die Entwicklung der Gemeinde Bodenheim. 

Auf Grund der Ausweisung als kooperierendes Grundzentrum sowie Ziel 17 des Regionalen 

Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe wird in der Gemeinde Nackenheim im Rahmen der 

Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans die Ausweisung weiterer Gewerbeflächen 

vorgenommen. Die gewerbliche Entwicklung in der Ortsgemeinde Nackenheim beschränkt 

sich auf den Bereich ĂAm Wäldchenñ an nördlichen Ortsrand mit sehr guter Anbindung an die 

B9. 

Bei den für die Gemeinde Nackenheim dargestellten gewerblichen Bauflächen handelt es sich 

bei Na-07 um Erweiterungsflächen des Gewerbestandortes. An die Gemeinde wird derzeit 

eine Nachfrage von 8,8 ha nach gewerblicher Baufläche gestellt (Stand 01.06.2021), die künf-

tige Gewerbeentwicklung soll sich auf die dargestellten Flächen Na-06 und Na-07 konzentrie-

ren.  

Die ursprünglich dargestellte Fläche Na-06 entfällt nunmehr. Die 24. Änderung des FNP wurde 

durch die Kreisverwaltung genehmigt. Der entsprechende Bebauungsplan ĂAm Wªldchenñ ist 

mittlerweile rechtskräftig. Aus diesen Gründen wird auf eine weitere Darstellung der Fläche 

verzichtet. Die Planzeichnung wird an die rechtswirksame 24. Änderung des FNP angepasst. 
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3.1.4 Interkommunales Gewerbegebiet Gau-Bischofsheim | Harxheim | Lörzweiler 

Im Rahmen des Gewerbeflächenkonzepts wurden Standortalternativen für die Entwicklung ei-

nes interkommunalen Gewerbegebiets für die Gemeinden Gau-Bischofsheim, Harxheim und 

Lörzweiler geprüft.  

ĂGemªÇ dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde sind mit Aus-

nahme von Einzelflächen in keiner der drei Ortsgemeinden gewerbliche Bauflächen größerer 

Ausdehnung dargestellt. Die gewerblichen Nutzungen vollziehen sich meist innerhalb der Orts-

lagen in den Misch- oder Dorfgebieten. Dies zieht die bekannten Nachteile nach sich, wie bei-

spielsweise gewerblicher Ziel- und Quellverkehr durch die vergleichsweise engen Dorfkerne, 

nachbarrechtliche Spannungen, fehlende Expansionsmºglichkeiten, usw.ñ14 

ĂZur B¿ndelung der Bereitstellung von gewerblichen Bauflächen für die drei Ortsgemeinden 

bietet sich die gemeinsame Herstellung und Betrieb eines interkommunalen Gewerbegebietes 

an. Dabei können die Lagegunst und die verkehrsgünstige Lage eines ausgewählten Standor-

tes für alle beteiligten Kommunen genutzt werden. Die erforderlichen Investitionen für Erschlie-

ßung und Anbindung eines interkommunalen Gewerbestandortes führen außerdem zu gerin-

geren Belastungen der jeweiligen Haushalte.ñ15 

Im Rahmen der Erarbeitung des Gewerbeflächenkonzepts wurden ca. 120 Gewerbetreibende 

in den drei Ortsgemeinden angeschrieben, um deren Interesse sowie den potenziellen Flä-

chenbedarf für ein interkommunales Gewerbegebiet abzufragen. Nach der Auswertung der 

Ergebnisse stellt sich ein Bedarf von 1,35 ha dar.16 

 

Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim: Entwicklungsbedarf neuer gewerblicher Bauflächen für 

die Ortsgemeinden Gau-Bischofsheim, Harxheim und Lörzweiler 

Aufgrund weiterer Bedarfsanmeldungen bzw. Anfragen ergibt sich zum 01.06.2021 ein Bedarf 

von rund 1,65 ha. Im Rahmen der förmlichen Auslegung des Flächennutzungsplanentwurfs ist 

vorgesehen, die Bedarfsabfrage zu evaluieren. 

Bei der Auswahl der Alternativstandorte zur Entwicklung eines interkommunalen Gewerbege-

biets wurde Wert daraufgelegt, die Ortskerne von gewerblichem Ziel- und Quellverkehr zu ent-

lasten. Daher wurden in Abstimmung mit den Ortsgemeinden drei Alternativflächen entlang 

der L425 (Rheinhessenstraße) untersucht, da diese Standorte als Gewerbestandorte als be-

sonders geeignet angesehen wurden.   

Seitens des Verkehrsministeriums wurde eine Ortsumgehung um die Gemeinde Harxheim in 

eine Prioritätenliste für künftige Ausbaumaßnahmen für die Jahre 2022 bis 2025 aufgenom-

men. Diese potenzielle Ortsumgehung wurde bei der Standortwahl ebenfalls berücksichtigt.  

                                                           
14  Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim, Erläuterungsbericht 07.10.2019, Dörhöfer und  

Partner, Seite 10 
15  Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim, Erläuterungsbericht 07.10.2019, Dörhöfer und  

Partner, Seite 10 
16  Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim, Erläuterungsbericht 07.10.2019, Dörhöfer und  

Partner, Seite 10 
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Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: Bewertung von Landstraßenneubauprojekten in 

Rheinland-Pfalz 2018, L425 OU Harxheim Datenblatt (https://mwvlw.rlp.de/de/themen/verkehr/aktuelles/lan-

desstrassenneubauprojekte/), Stand 02/2021 

 

Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim: ĂStandortalternativen (Abbildung unmaßstäblich,  

Luftbild: ©GeoBasisDE/LVermGeoRP (2019)ñ 
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Die Bewertung der Standorte erfolgte anhand der Kriterien Flächengröße, Natur- und Gewäs-

serschutz, Topografie und Erschließung. Das Gutachten, kommt zu dem Ergebnis, dass die 

Variante 1 die beste Eignung aufweist.  

ĂBegr¿ndet ist dies insbesondere durch den direkten Anschluss an die L 425 (Rheinhessen-

straße / Gaustraße) und damit verbunden eine Einsparung von Infrastrukturfolgekosten, ver-

kehrliche Entlastung der Ortskerne durch gewerblichen Ziel- und Quellverkehr, Möglichkeiten 

der abschnittsweisen Entwicklung und den Anschluss an ein regionales Verkehrskonzept 

ĂRheinhessenstraÇeñ, das derzeit durch die Planungsgemeinschaft erarbeitet wird. Eine in die-

sem Verkehrskonzept diskutierte Freihaltetrasse für den schienengebundenen ÖPNV wurde 

in dem vorliegenden Konzept bereits berücksichtigt. 

Aufgrund der benachbarten Landesstraße ist generell ein Abstand der meisten baulichen An-

lagen zum Straßenrand von 20 m einzuhalten. In diesem Fall ist der Abstand noch zu erhöhen, 

da ein verbreiterter Ausbau der Rheinhessenstraße durchaus möglich ist.ñ17 

Da die Variante 1 eine Größe von insgesamt 9,27 ha aufweist, wurde die Fläche bereits im 

Rahmen der Gewerbestudie in 4 Bauabschnitte unterteilt.  

 

Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim, Stand 10/2019 

                                                           
17  Gewerbeflächenkonzept Verbandsgemeinde Bodenheim, Erläuterungsbericht 07.10.2019, Dörhöfer und  

Partner, Seite 12 
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Im Rahmen der landesplanerischen Stellungnahme wurde der Ausweisung einer interkommu-

nalen Gewerbefläche an der Rheinhessenstraße auf der Fläche der Variante 1 zugestimmt. 

Es erging jedoch der Hinweis, dass der Standort nicht als ideal angesehen wird, da der Stand-

ort durch die Überschreitung der Rheinhessenstraßen als nicht städtebaulich integriert ange-

sehen wird.   

Es ist zudem zu beachten, dass die Flächen der Variante 1 innerhalb einer im Regionalen 

Raumordnungsplan 2014 dargestellten Grünzäsur/Siedlungszäsur (Z) liegen. Eine Bebauung 

ist dort grundsätzlich nicht zulässig. Aufgrund der Betroffenheit eines Zieles des Regionalen 

Raumordnungsplanes 2014 (Grünzäsur) ist daher vor Einleitung des Bauleitplanverfahrens ein 

Antrag auf Zielabweichung bei der Oberen Landesplanungsbehörde erforderlich. 

Die Verbandsgemeinde Bodenheim hatte sich in Abstimmung mit den betroffenen Ortsgemein-

den dazu entschieden eine 2,4 ha große Gewerbefläche auf der Gemarkung der Ortsge-

meinde Harxheim (Ha-05), in direkter räumlicher Nähe zur Ortslage der Gemeinde Gau-Bi-

schofsheim in den Flächennutzungsplan aufzunehmen.  

Für die Umsetzung des Gebiets ist jedoch eine Abweichung von den Zielen der Raumordnung 

erforderlich. Die in diesem Zusammenhang seitens der Unteren Landesplanungsbehörde ge-

forderten Nachweise werden eine längere Zeit in Anspruch nehmen. Es wurde daher beschlos-

sen, die Baufläche Ha-05 zunächst aus dem Verfahren zur Gesamtfortschreibung des Flä-

chennutzungsplanes herauszulösen, das Konzept zu erstellen und das darauffolgende Zielab-

weichungsverfahren durchzuführen. 

 

3.2 Klimaschutz 

Die zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels sowie die Notwendigkeit der Anpassung 

an die Folgen des Klimawandels sind den Kommunen bekannt und auch im Baugesetzbuch 

an unterschiedlichen Stellen verankert. Im Rahmen der gemeindlichen Planung gibt es ver-

schiedene Ansatzpunkte, wie Gemeinden zum Klimaschutz beitragen können und wie die 

Stadtentwicklung an die Folgen des Klimawandels angepasst werden kann.  

Im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplanes wurden die folgenden As-

pekte beachtet: 

Á Möglichst geringe Flächeninanspruchnahme / Vorrang der Innenentwicklung 

Á Hochwasserschutz und Starkregenmanagement 

Á Beachtung und Freihaltung von Kaltluftbahnen 

Á Flächenvorsorge für erneuerbare Energieanlagen, insbesondere zu Photovoltaik und 

Windenergie. 

Bei neu auszuweisenden Baugebieten sollte darauf geachtet werden das diese über eine Nah-

wärmeversorgung z.B. Kalte Nahwärme, Blockheizkraftwerke oder Biomasseanlagen er-

schlossen und versorgt werden.   

Im Folgenden werden die einzelnen Themenfelder genauer erläutert. 

3.2.1 Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Bodenheim 

Das Klimaschutzkonzept der VG setzt sich aus dem Integrierten Klimaschutzkonzept für die 

Verbandsgemeinde Bodenheim, dem Klimaschutzteilkonzept Ăintegrierte Wªrmenutzung in 

der Verbandsgemeinde Bodenheimñ sowie dem Klimaschutzteilkonzept ĂKlimaschutz in den 

Liegenschaften zusammenñ. Ziel ist es allen relevanten Akteuren eine fundierte Datengrund-

lage zu bieten die hilft zukünftige Entscheidungen und Projekte mit den Zielen des Klimaschut-

zes zu vereinbaren. Das Konzept beinhaltet folgende Themen: 
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Á Identifikation von bisherigen Klimaschutzaktivitäten und relevanten Akteuren 

Á Erstellung einer Energie- und CO2 e-Bilanz 

Á Ermittlung von Einsparpotenzialen und Potenzialen zur Effizienzsteigerung 

Á Identifikation von Potenzialen zum Ausbau der Erneuerbaren Energien sowie KW(K)K 

Á Akteursbeteiligung: Durchführung von Arbeitsgruppen und Workshops; partizipative 
Ideenfindung 

Á Entwicklung eines Maßnahmenkatalogs sowie einer Prioritätenliste 

Á Entwicklung eines Konzeptes für die Öffentlichkeitsarbeit 

Á Entwicklung eines Konzepts für das Klimaschutz-Controlling18 

Die ermittelten Daten und CO2e-Bilanzen wurden durch verschiedene Szenarien bewertet. 
Diese weisen der VG große Einsparungspotenziale im Bereich der Wärmeversorgung sowie 
im Bereich der Stromerzeugung durch Erneuerbare Energien aus.(Siehe nachfolgende Abbil-
dung). Maßnahmen Im Bereich des Klimaschutzes und der Energieeinsparungen sollten sich 
entsprechend auf diese Bereiche konzentrieren. 
 

 
Gegenüberstellung Bilanz (Verbrauch 2012) mit Einsparpotenzialen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Be-

reich Wärme- und Stromversorgung (Quelle: Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Bodenheim: 

https://www.vg-bodenheim.de/vg_bodenheim/Rathaus/Klimaschutzmanager/Kommunaler%20Klimaschutz/) 

 

3.2.2 Vorrangige Innenentwicklung 

Maßgebliches Ziel der Regierung ist die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme. In den 

Regionalen Raumordnungsplänen wird anhand verschiedener Parameter der Wohnbauflä-

chenbedarf für die Verbandsgemeinden mit einem bestimmten Zielhorizont vorgegeben. Die 

Einhaltung dieser Vorgaben wird seitens der Planungsgemeinschaften sowie Seitens der Lan-

desplanungsbehörden streng überwacht. In Kapitel D2.1 wird der Wohnbauflächenbedarf der 

Verbandsgemeinde ausführlich erläutert. Es bleibt festzuhalten, dass die Verbandsgemeinde 

Bodenheim im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplanes ca. 17,63 ha 

Wohnbaufläche weniger ausweist, als es der Regionalplan zulassen würde. Diese möglichst 

geringe Flächeninanspruchnahme trägt wesentlich zum Klimaschutz bei und stärkt die Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts.  

Gem. § 1 Abs. 5 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 

Innenentwicklung erfolgen. Vor der Neuausweisung von Bauflächen sind daher die bestehen-

den Potenzialflächen im Verbandsgemeindegebiet zu prüfen. In Rheinland-Pfalz steht den 

                                                           
18  Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Bodenheim: https://www.vg-bodenheim.de/vg_bodenheim/Rat-

haus/Klimaschutzmanager/Kommunaler%20Klimaschutz/ 
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Verbandsgemeinden dazu das Flächenmonitoring durch das Programm Raum+ Monitor zur 

Verfügung. Raum+ Monitor wird von der Verbandsgemeindeverwaltung gepflegt, es werden 

Außenreserven, Innenpotenziale und Baulücken (Ò 0,2 ha) erfasst. Flächen, die für eine Ent-

wicklung derzeit nicht zur Verfügung stehen, können seitens der Verwaltung als blockiert mar-

kiert werden. In der Verbandsgemeinde stehen mit Stand vom Januar 2023 folgende Potenzi-

alflächen zur Verfügung:  

Verbandsgemeinde  
Bodenheim 

Summe  davon Einzelflächen  
Ó 0,2 ha 

davon nicht blockiert 

Wohnbaufläche 2,61 ha 2,45 ha 0,39 ha 

Gemischte Baufläche 3,63 ha 4,07 ha 0,00 ha 

Gewerbliche Baufläche 12,11 ha 7,50 ha 0,29 ha 

Fläche für den Gemeinbedarf 1,55 ha 1,80 ha 1,54 ha 

Grün 0,46 ha 0,46 ha 0,00 ha 

Landwirtschaft 0,41 ha 0,41 ha 0,00 ha 

Summe 20,76 ha 20,61 ha 7,82 ha 

Potenzialwert Wohnen (100% W + 50% M) 0,39 ha 

 

Die Berechnung verdeutlicht, dass derzeit sehr wenig Wohn- und Mischbauflächenpotenziale 

im Bestand verfügbar sind. Bei einem Zielhorizont von 15 Jahren bei der Gesamtfortschrei-

bung des Flächennutzungsplanes kann der Bedarf an Wohnbauflächen in der Verbandsge-

meinde im Umfeld von Mainz mit sehr hohem Siedlungsdruck nicht ohne weitere Flächenneu-

ausweisungen gedeckt werden.  

 

3.2.3 Hochwasserschutz und Starkregenmanagement 

Die Verbandsgemeinde erstellt derzeit ein Hochwasser- und Starkregen Vorsorgekonzept 

(HSVK), welches auch ein Starkregen-Management beinhalten wird. Das Konzept liegt derzeit 

noch nicht abschließend vor. Nach Fertigstellung wird das Konzept auf die Homepage der 

Verbandsgemeinde gestellt. 

 

3.2.4 Beachtung und Freihaltung von Kaltluftbahnen 

Der Landschaftsplan stellt in der Karte zum Klimapotenzial den siedlungsnahen Kaltluftabfluss 

dar. Unter Kaltluftabfluss versteht man den nächtlichen Abfluss von örtlich gebildeter Kaltluft, 

dabei wird genügend Gefälle vorausgesetzt. Dies tritt insbesondere an unbewaldeten und un-

bebauten Hängen auf. In der Verbandsgemeinde gehen von den landwirtschaftlich genutzten 

höher liegenden Flächen Kaltluftströmungen aus.  

Die Kaltluftbahnen wurden in die Planzeichnung des Flächennutzungsplanes übernommen, 

da deren Freihaltung und Beachtung bei zukünftigen Planungen insbesondere unter dem As-

pekt der Frischluftzufuhr und Lufthygiene als besonders wertvoll betrachtet wird.   
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3.2.5 Photovoltaik 

Das Ziel der Verbandsgemeinde Bodenheim ist es, die CO2e-Gesamtemissionen im Ver-

bandsgemeindegebiet zu senken. Damit einhergehend soll die Abhängigkeit von Energieim-

porten durch die Erschließung und Nutzung regionaler Ressourcen reduziert werden. Die Ver-

bandsgemeinde möchte im Kreis Mainz-Bingen wesentlich zum Ziel der CO2e-Einsparung bei-

tragen. Sie verfügt über ein Klimaschutzkonzept, welches auf der Homepage der Verbands-

gemeinde eingesehen werden kann.19 Im Rahmen des Klimaschutzkonzeptes wurden Aus-

bauszenarien für Photovoltaikanlagen für das Jahr 2020 ermittelt.  

Freiflächenanlagen können eine sinnvolle Ergänzung zu Windenergieanlagen darstellen. Sie 

sind gewöhnlich leistungsstarke mittelgroße bis große Photovoltaikanlagen, die von gewerbli-

chen Investoren betrieben werden. Eine Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 

(EEG) ist nur möglich, wenn es sich Flächen nach §37 EEG handelt, dazu zählen beispiels-

weise Konversionsflächen, bereits versiegelte Fläche oder Flächen entlang von Schienenwe-

gen oder Autobahnen.  

Das Klimaschutzkonzept identifiziert eine nach EEG förderfähige Freifläche für Photovoltaik 

zwischen Bodenheim und Nackenheim entlang der Bahnlinie. Die Fläche liegt allerdings teil-

weise in einem Vorranggebiet Grundwasserschutz des Regionalplans. Des Weiteren liegt die 

Fläche komplett in einem Vorbehaltsgebiet Freizeit, Erholung und Landschaftsbild sowie in 

einem Vorbehaltsgebiet Regionaler Biotopverbund. Der Vorentwurf zum Flächennutzungsplan 

sieht im südlichen Bereich der Fläche eine gewerbliche Baufläche vor. Der nördliche Bereich 

der Fläche liegt in einem Wasserschutzgebiet. Es wird daher derzeit davon ausgegangen, 

dass die Fläche auf Grund der Zielkonflikte mit dem Regionalplan sowie der Bedeutung der 

betreffenden Fläche für die Grundwasserbildung nicht als Photovoltaikstandort in Frage 

kommt. Die Fläche wird aus diesem Grund zunächst nicht in den Flächennutzungsplan über-

nommen. Sofern Interesse für die Fläche seitens von Projektierern bestehen, besteht die Mög-

lichkeit, sie in einer separaten Teilfortschreibung in den Flächennutzungsplan zu übernehmen. 

 

Mögliche Photovoltaik-Freifläche entlang der Bahnstrecke gemäß Klimaschutzkonzept (Stand 2014) 

                                                           
19   Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Bodenheim: https://www.vg-bodenheim.de/vg_bodenheim/Rat-

haus/Klimaschutzmanager/Kommunaler%20Klimaschutz/ 
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Die auf Grund der globalen Ereignisse und die in diesem Zusammenhang durch die Bundes-

regierung beschleunigte Energiewende sowie durch die Landesregierung geplante Fortschrei-

bung des Kapitels Erneuerbare Energien des Landesentwicklungsprogramms (LEP IV) wer-

den neue Potentialflächen und Suchräume für die Photovoltaik eröffnet. In diesem Zusammen-

hang wird auch der Raumordnungsplan anzupassen sein, der den Kommunen einen neuen 

Rahmen für die Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien geben wird. Dies 

wird die Verbandsgemeinde Bodenheim vor neue Herausforderungen stellen, jedoch auch die 

Möglichkeit bieten, die Energiewende mitzugestalten. 

 

3.2.6 Studie zur Windenergie  

Im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans der Verbandsgemeinde Boden-

heim soll auch das Thema Windenergie berücksichtigt werden.  

Bisher wird innerhalb der Verbandsgemeinde Bodenheim in der Gemarkung der Ortschaft 

Lörzweiler Windenergie zur Erzeugung von Strom genutzt. Hier sind drei WEA mit einer Leis-

tung von je 800 kWel installiert, im Sinne des Klimaschutzes sollten diese Anlagen, soweit mög-

lich, erhalten und repowert sowie durch neue Anlagen ergänzt werden, soweit geeignete Flä-

chen hierfür ermittelt werden können und zur Verfügung stehen. 

Grundsätzlich möchte die Verbandsgemeinde die Ansiedlung von Windkraftanlagen innerhalb 

ihres Planungsraums steuern. Hierfür kommt typischerweise die Festlegung von entsprechen-

den Flächen im Flächennutzungsplan in Frage. Durch die Konzentration von Windenergieanla-

gen in dafür geeigneten Bereichen können Ansiedlungen planerisch gelenkt und somit negative 

Auswirkungen wie z.B. eine weitere Zersiedelung des Landschaftsraumes vermieden werden. 

Grundlage hierfür ist zunächst eine Untersuchung, mit der festgestellt wird, ob und an welchen 

Stellen innerhalb des Verbandsgemeindegebietes die Errichtung von Windkraftanlagen mög-

lich und sinnvoll ist.  

In dieser ĂStudie zur Windenergieñ20 wurde, entsprechend den zum Zeitpunkt der Erstellung 

aktuellen rechtlichen Vorgaben, im Rahmen der Grundlagenermittlung das gesamte Gebiet 

der Verbandsgemeinde Bodenheim darauf hin untersucht, welche Bereiche aufgrund gewich-

tiger entgegenstehender Belange, fachgesetzlicher Bestimmungen oder hinsichtlich möglicher 

anderer Konflikte für eine Windenergienutzung nicht geeignet sind. Hierbei wurde zwischen 

harten (Restriktionen) und weichen (Konflikten) Standortfaktoren unterschieden. 

Bei den harten Standortfaktoren handelt es sich vorrangig um Vorgaben aus übergeordneten 

Planungsebenen und dem Rundschreiben Windenergie, die die Verbandsgemeinden verbind-

lich bei ihren Planungen zu berücksichtigen haben. Innerhalb dieser Flächen ist der Bau und 

Betrieb von Windenergieanlagen objektiv aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht 

zulässig. Diese Flächen sind für die Ansiedlung von Windenergieanlagen ausgeschlossen. 

Die weichen Standortfaktoren hingegen ergeben sich aus den jeweiligen Gegebenheiten in-

nerhalb einer Verbandsgemeinde. Diese Gebietskategorien stellen nicht unmittelbar aus sich 

heraus absolute Ausschlussgründe dar. Vielmehr werden hierbei die auf diesen Flächen kon-

kurrierenden Nutzungen in Beziehung gesetzt. Es ist abzuwägen, ob diesen Nutzungen ein 

höheres oder geringeres Gewicht als der Windkraft beizumessen ist oder ob die Nutzungen 

ggf. parallel mit der Windkraft fortgeführt werden können. Grundsätzlich sind Windenergiean-

lagen hier zwar tatsächlich und rechtlich möglich, aufgrund städtebaulicher Vorstellungen, die 

die Verbandsgemeinde anhand eigener Kriterien entwickeln darf, kann man jedoch zu dem 

                                                           
20  Isu Kaiserslautern: Studie zur Windenergie in der Verbandsgemeinde Bodenheim, Kaiserslautern, Septem-

ber 2020 (liegt vollständig im Anhang zu diesem Dokument vor) 
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Ergebnis kommen, dass in diesen Bereichen keine Windenergieanlagen möglich sind. Dem-

entsprechend können auch weiche Standortfaktoren zu einem Ausschluss einer Fläche für die 

Nutzung der Windenergie führen.  

Eine Übersicht der Restriktionsanalyse ist in der nebenstehenden 

Karte zu sehen. Die harten Kriterien aus den Bereichen āSiedlungó, 

Freiraumó und āInfrastruktur/sonstige Restriktionenó sind hier ¿berla-

gert dargestellt. Die Studie kam in diesem Schritt zu dem Ergebnis, 

dass nach Anwendung der harten Standortkriterien in der Verbands-

gemeinde Bodenheim zehn Potenzialflächen verbleiben, auf denen 

die Ansiedlung von Windkraftanlagen nicht ausgeschlossen ist. Es 

wird deutlich, dass große Teile der Verbandsgemeinde nicht für die 

Ansiedlung von Windenergieanlagen in Frage kommen. 

 

 

Die zehn Potenzialflächen können ebenfalls aus der Kartendarstel-

lung entnommen werden. Es ist darauf hinzuweisen, dass von den 

ermittelten Potenzialflächen neun deutlich kleiner sind, als die im 

Landesentwicklungsprogramm genannten Mindestgrößen für drei 

Anlagen im Verbund. Lediglich die im Süden des Verbandsgemein-

degebietes liegende Fläche übersteigt mit ca. 25 ha die Mindest-

größe von 20 ha. 

 

 

 
 

Bei der nachgeordneten Konfliktanalyse (siehe Anhang: Konfliktanalyse Potenzialflächen 

Windenergie in Kapitel I.) wurde das Augenmerk speziell auf diese zehn Potenzialflächen ge-

legt. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass es auf den einzelnen Potenzialflächen zu Überlagerun-

gen von weichen Standortkriterien kommt. Auf jeder der im vorherigen Schritt ermittelten Po-

tenzialfläche liegen mindestens acht weiche Kriterien. In der Regel sind es acht bis neun, bzw. 

zweimal zehn, verschiedene Kriterien, die sich auf einer Potenzialfläche überlagern. 

Die Übersicht befindet sich im Anhang I zu dieser Begründung.  

Die Vielzahl der Überlagerungen führt dazu, dass bei allen Potenzialflächen den anderen Nut-

zungen in der Summe ein höheres Gewicht beizumessen ist als der Windenergie. Damit sind 

nach dem Schritt der Konfliktanalyse keine Flächen im Verbandsgemeindegebiet verblieben, 

die für eine Ansiedlung von Windenergieanlagen in Frage kämen. 

Aufgrund der durchgeführten Untersuchungen hat sich kein Standort als grundsätzlich geeig-

net erwiesen. Durch die harten Standortfaktoren scheiden bereits große Teile des Verbands-

gemeindegebietes für die Nutzung von Windkraftanlagen aus. Im Bereich der verbleibenden 

Potenzialflächen sind weiche Standortfaktoren in solcher Dichte anzutreffen, die in ihrer Ge-

samtheit ebenfalls ausschließend wirken. Dieser Schritt der Untersuchung zeigt, dass inner-

halb der Verbandsgemeinde keine für die Ansiedlung von Windkraftanlagen geeigneten Flä-

chen zu ermitteln sind. 

Die Verbandsgemeinde hat die vorliegende Untersuchung nach fachlichen Gesichtspunkten 

und unter Berücksichtigung aktueller Rechtsprechungen durchgeführt. Auch vor dem Hinter-

grund der Zielstellung, dass der Windenergie substanziell Raum zu geben ist, kann eine fach-

liche Betrachtung zu dem Ergebnis führen, dass in einem bestimmten Planungsraum keine 

Fläche eine Eignung für die Windkraft aufweist. 
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In diesem Fall kann keine Steuerung der Ansiedlung von Windkraftanlagen auf der Ebene der 

Flächennutzungsplanung erfolgen, da eine Positivausweisung von entsprechenden Flächen 

nicht möglich ist. Hierbei ist dann zu beachten, dass damit der Planungsvorbehalt des § 35 

Abs. 3 Satz 3 BauGB nicht greift. Konkret heißt dies, dass ohne die Positivausweisung auch 

keine Ausschlusswirkung auf den verbleiben Flächen im Verbandsgemeindegebiet entsteht. 

Windkraftanlagen sind aber aufgrund der vorliegenden Untersuchung nicht unmittelbar im ge-

samten Verbandsgemeindegebiet unzulässig. Vielmehr gelten nun wieder § 35 Abs. 1 und Abs. 

3 Satz 1 BauGB, die für jede Windkraftanlage eine Einzelfallbetrachtung unter Berücksichtigung 

der Beeinträchtigung öffentlicher Belange vorsehen. Parallel ist in jedem Fall das Ziel 163g der 

dritten Teilfortschreibung des LEP IV zu beachten. Einzelanlagen dürfen danach nur an solchen 

Standorten errichtet werde, an denen der Bau von mindestens drei Anlagen im räumlichen Ver-

bund planungsrechtlich möglich ist. Neben einem immissionsschutzrechtlichen Verfahren ist zur 

Prüfung der Raumverträglichkeit der Anlagen ein Raumordnungsverfahren notwendig. 

Einzelheiten zu der beschriebenen Untersuchung können der Studie selbst entnommen werden. 

 

Ausblick 

Der 1,5-Grad Klimaschutz-Pfad und die derzeitigen globalen Ereignisse verdeutlichen die Be-

deutung einer von fossilen Energieressourcen unabhängigen Energieversorgung. Die Bestre-

bungen auf Bundes- und Landessebene zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren 

Energien und insbesondere der Windenergienutzung stellen die Kommunen vor neue Heraus-

forderungen und Chancen.  

Das am 01.02.2023 in Kraft getretene Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) sieht ver-

bindliche Flächenziele für die Länder vor. Zur Sicherstellung des Ausbauziels sollen Zwischen-

ziele aufgestellt werden und die Planungsverfahren beschleunigt werden. Der Gesetzgeber sieht 

vor, dass eine planerische Steuerung durch die Ausweisung von Windenergiegebieten im Er-

gebnis nur noch dann Ausschlusswirkung zukommt, wenn die Flächenziele erreicht werden. So-

bald das Erreichen eines einschlägigen Flächenziels gemäß § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 WindBG 

festgestellt wird, entfällt kraft Gesetzes die Privilegierung außerhalb der ausgewiesenen Flä-

chen. Andernfalls sollen Windenergieanlagen im gesamten Planungsraum privilegiert werden. 

Bauordnungsrechtliche und immissionsschutzrechtliche Abstandsvorgaben bleiben unberührt. 

Dies verdeutlicht jedoch die Bedeutung einer zielgerichteten Steuerung der Windenergienutzung 

zur Erhaltung kommunaler Planungsabsichten. Es sollen weiterhin landesrechtliche Mindestab-

standsregelungen möglich sein, sie werden aber an die Erfüllung der Flächenziele gekoppelt. 

Jedoch sollen die Länder dazu verpflichtet werden zu regeln, dass die Mindestabstände nicht 

für Flächen gelten, die planerisch für Windenergieanlagen ausgewiesen sind. Demnach wären 

bei einer Steuerung der Windenergieflächen auch Mindestabstände unterhalb des von der Lan-

desregierung Rheinland-Pfalz vorgesehenen Mindestabstand von 900 Meter möglich. 

Das Gesetz verpflichtet die Bundesländer weiterhin, bestimmte Anteile der Landesfläche zeitlich 

gestaffelt für die Windenergie an Land auszuweisen (Flächenziele), und enthält nähere Bestim-

mungen zur Umsetzung durch die Bundesländer, die bis zum 31. Mai 2024 nachzuweisen ist. 

Rheinland-Pfalz ist nach WindBG verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2027 mindestens 1,4 Pro-

zent der Landesfläche und bis zum 31. Dezember 2032 mindestens 2,2 Prozent der Landesflä-

che als Windenergiegebiete auszuweisen. Falls diese Flächenziele nicht erreicht werden, entfällt 

die Steuerungswirkung auf den Ebenen der Regionalplanung und der kommunalen Bauleitpla-

nung. 

Zur Erreichung der genannten Flächenziele hat das Land Rheinland-Pfalz im Sommer 2023 das 

Landeswindenergiegebietegesetz (LWindGG) auf den Weg gebracht. Darin werden die von 

Rheinland-Pfalz spätestens bis zum 31. Dezember 2027 und spätestens bis zum 31. Dezember 
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2030 - insoweit also zwei Jahre früher als vom WindBG vorgegeben - zu erreichenden Flächen-

ziele festgeschrieben und in einem ersten Schritt für die vier rheinland-pfälzischen Planungsge-

meinschaften und den Verband Region Rhein-Neckar (VRRN, in Bezug auf den rheinland-pfäl-

zischen Teilraum) als Träger der Regionalplanung pauschal regionale Teilflächenziele in Höhe 

von mindestens 1,4 Prozent ihrer jeweiligen Regionsfläche festgelegt, die sie spätestens bis zum 

31. Dezember 2026 durch die Ausweisung von Windenergiegebieten erreichen müssen. 

Damit wird folglich mit Inkrafttreten des Gesetzes die Erreichung der Flächenbeitragswerte in 

Rheinland-Pfalz auf die Planungsgemeinschaften als Träger der Regionalplanung übertragen. 

Ausdrücklich zu betonen ist, dass diese regionalen Teilflächenziele von mindestens 1,4 Prozent 

ausschließlich für die jeweilige Regionsfläche der Planungsgemeinschaften und des rheinland-

pfälzischen Teils des Verbandes Region Rhein-Neckar gelten - sie gelten gerade nicht für die 

Gemarkungen der Kommunen als Träger der Bauleitplanung, diese sind nicht Adressat der Re-

gelung. Die Trªger der Regionalplanung sind berufen, die Windenergiegebiete in ihrer ĂGesam-

tregionñ sachgerecht unter Ber¿cksichtigung aller relevanten Faktoren zu planen und abgewo-

gen auszuweisen. Das kann dazu führen, dass auf besser geeigneten kommunalen Gemarkun-

gen mehr Flächen für Windenergiegebiete liegen als auf weniger geeigneten Gemarkungen. 

Davon unberührt können die Träger der Bauleitplanung weiterhin Sonderbauflächen in den Flä-

chennutzungsplänen darstellen und gegebenenfalls Sondergebiete Windenergie in den Bebau-

ungsplänen festsetzen. Diese können die regionalplanerischen Ausweisungen ergänzen bzw. 

für die künftigen regionalplanerischen Ausweisungen eine Grundlage sein. Zu einer umfassen-

den Beschleunigung der Energiewende sollen alle Planungsebenen mit möglichst umfangrei-

chen Ausweisungen für die Windenenergie beitragen. 
 

3.3 Integration von Inhalten des Landschaftsplans in den FNP 

Um die Planzeichnung des Flächennutzungsplans nicht zu überfrachten, besteht der Flächen-

nutzungsplan der Verbandsgemeinde Bodenheim aus 2 Teilplänen. Einen Plan mit den städ-

tebaulichen Inhalten und einen Plan zur Integration von Inhalten aus dem Landschaftsplan. Es 

handelt sich um gleichwertige Pläne, beide Pläne sind auszufertigen.  

Bei der Integration in den Flächennutzungsplan wird der Fokus auf die folgenden Entwick-

lungsbereiche gelegt:  

Á Extensivierung der Landwirtschaft,  

Á Gewässerentwicklungsachsen,  

Á Waldentwicklung.  

Die dargestellten Entwicklungsbereiche sind nicht parzellenscharf abgegrenzt. Sie stellen 

Räume dar, in denen vorrangig Maßnahmen gemäß § 5 (2) Nr. 10 BauGB zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft geplant und durchgeführt wer-

den sollen. Eine ausführliche Beschreibung der Entwicklungsbereiche findet sich im Umwelt-

bericht (Kapitel E 1.2). Insbesondere zu den Maßnahmen der Extensivierung landwirtschaftli-

cher Flächen wird darauf hingewiesen, dass gemäß der Abstimmung mit der Landwirtschaft 

primär produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen (PIK) umgesetzt werden sollen. Die 

Integration der wesentlichen Inhalte der Landschaftsplanung in den Flächennutzungsplanung 

erfolgte in einem Abstimmungsprozess, an dem auch Vertreter und Vertreterinnen der Bauern- 

und Winzervereine maßgeblich beteiligt waren. Im genannten Bereich geht es gerade aus 

Gründen des Bodenschutzes nicht um eine größtmögliche Potenzialausnutzung, sondern um 

eine Schonung der Ressource Boden und damit auch um eine schonende und langfristige 

Sicherung der Ertragsfähigkeit. 
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Außerhalb der bebauten Ortslagen wurden die Darstellungen von Landwirtschaftsflächen, 

Waldflächen und Grünflächen im Flächennutzungsplan entsprechend der Biotoptypenkartie-

rung des Landschaftsplans aktualisiert.  

Überlagerung mit Rohstoffsicherungsflächen aus dem Regionalplan 

Die dargestellten Entwicklungsbereiche zur Extensivierung der Landwirtschaft westlich der 

Ortsgemeinde Bodenheim überlagern das Vorbehaltsgebiet Rohstoffsicherung. Mit Schreiben 

vom 11.03.2021 teilt die Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe in Abstimmung mit dem 

Landesamt für Geologie und Bergbau, der Landwirtschaftskammer (Stiftung Kulturlandschaft) 

und der Unteren Naturschutzbehörde folgendes mit:  

ĂHiernach hat sich die Ersteinschªtzung der Geschªftsstelle verfestigt, dass die beabsichtigten 

PIK-Maßnahmen weder raumbedeutsam noch dauerhaft ortsfest sind, sondern temporär und 

rotierend umgesetzt werden können. Auch sind Suchräume keine klar abgegrenzten Flächen, 

in den PIK-Maßnahmen flächendeckend durchgeführt werden. Ebenso stehen sie anders als 

Infrastrukturmaßnahmen und Siedlungsgebiete einem Rohstoffabbau nicht dauerhaft entge-

gen. Sie können bei Bedarf verlagert und somit an anderer Stelle wiederhergestellt werden. 

Die PIK-Maßnahmen können daher nach Auffassung der Geschäftsstelle umgesetzt werden. 

Ungeachtet dessen bleibt der Belang der Rohstoffsicherung aufgrund der Standortgebunden-

heit des Rohstoffes vorrangig. Auch der Umstand, dass aktuell kein Abbauinteresse durch 

Heidelberger Zement dokumentiert ist, stellt keine Veranlassung für den Plangeber dar, die 

Rohstoffsicherungsinstrumente des Regionalplans an dieser Stelle zurückzunehmen. Die 

Gründe für die Rohstoffsicherung ergeben sich aus dem Rohstoffsicherungskonzept für die 

Region Rheinhessen-Nahe und dem Regionalplan.ñ 

 

 

Überlagerung Entwicklungsbereiche und Flächen für die Rohstoffsicherung aus dem Regionalen Raumordnungs-

plan Rheinhessen, Darstellung BBP, Stand 05/2021 

Demnach widerspricht die Darstellung der Entwicklungsbereiche nicht den Zielen der Regio-

nalplanung. Bei der Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen im Bereich der Vorrangfläche für 

die Rohstoffsicherung empfiehlt die Planungsgemeinschaft Rheinhessen eine Unterrichtung 

der Planungsgemeinschaft sowie des Landesamtes für Geologie und Bergbau.   
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3.4 Erholung und Freizeit 

In der Verbandsgemeinde Bodenheim sind in Teilbereichen Vorbehaltsgebiete für Freizeit, Er-

holung und Landschaftsbild als Grundsatz der Regionalplanung festgesetzt.  

 

 

Für die Verbandsgemeinde Bodenheim sind insbesondere die folgenden Ziele und Grundsätze 

des Regionalplans hervorzuheben: 

G 100: Die vielfältigen regional differenzierten touristischen Begabungen der Region sind 

Grundlage für ein breites Angebot für unterschiedliche Zielgruppen. Sie sollen weiter zielge-

richtet und zielgruppenorientiert für das touristische Marketing profiliert werden. 

G 102: In den Weinbaugebieten soll die begonnene und erfolgreiche Initiative ĂErlebnis Wein-

kulturlandschaft" weiter fortgeführt werden. Verknüpfungen zwischen landwirtschaftlicher, ins-

besondere weinbaulicher Produktion, Gastronomie und Fremdenverkehr sollen je nach den 

betrieblichen Verhältnissen weiter ausgebaut werden. 

Z 103: Steillagen des Weinbaus an Rhein und Nahe sind zu erhalten. 

G 105: Zur Sicherung der regional bedeutsamen Gebiete für Erholung und Tourismus weist 

der Regionalplan Vorbehaltsgebiete aus. In diesen Vorbehaltsgebieten sollen der hohe Erleb-

niswert der Landschaft und die für die Erholung günstigen heil- und bioklimatischen Bedingun-

gen erhalten bleiben. 
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G 108: Für Zwecke der landschaftsgebundenen Erholung sollen häufig frequentierte und be-

liebte Ausflugsbereiche bzw. -ziele sowie überörtlich bedeutsame Wegeverbindungen in ihrer 

Funktion gesichert und entwickelt werden. 

G 119 Das Rad- und Wanderwegenetz soll unter den Gesichtspunkten von Naherholung und 

Tourismus weiter ausgebaut und durch Einbindung kulturhistorisch bedeutsamer Landschafts-

bestandteile und Denkmäler sowie durch landschaftsgestalterische Maßnahmen profiliert wer-

den. Auf die Belange der Landwirtschaft soll insbesondere beim Ausbau des touristischen 

Radwegenetzes Rücksicht genommen werden. 

 

Im Rahmen des Landschaftsplans der Verbandsgemeinde wurde das Thema Erholung- und 

Freizeitnutzung abgearbeitet. Der Landschaftsplan trifft zu diesem Thema die folgenden Aus-

sagen: ĂIn der Verbandsgemeinde Bodenheim überwiegen derzeit Formen der Freizeitnut-

zung, die keine besonderen Infrastruktureinrichtungen benötigen. Allerdings bedingen die Er-

holungsformen wie Spazierengehen, Joggen, Radfahren etc. ein hierfür geeignetes Wegenetz. 

Die erkennbare Ausrichtung der Gemeinden als Fremdenverkehrsorte mit weintouristischem 

Bezug führt zusammen mit der Ausweisung z.T. überregionaler Radwege (Amiche-Radweg, 

Rheinradweg) zu einer zusätzlichen Frequenz über den örtlichen Bedarf hinaus. Hier ist ver-

stärkt darauf zu achten, dass touristische Freizeitaktivitäten nicht belastend auf die Naherho-

lungsfunktionen f¿r die Bevºlkerung wirken. (é)ñ 

Folgende Radwege finden sich in der Verbandsgemeinde: 

Á Amiche-Radweg, 

Á Rheinradweg (EuroVelo 15) 

Á Radweg zwischen Bodenheim und Gau-Bischofsheim (Förderung durch den Landkreis 

Mainz-Bingen) 

Folgende Wanderwege finden sich in der Verbandsgemeinde 

Á Rheinterrassenweg,  

Á Rundwanderweg Harxheim 

Á Rundwanderweg Lörzweiler, 

Á Buttenmännje Wanderweg in Nackenheim 

Á Weinlehrpfad Bodenheim 

In der Verbandsgemeinde gibt es neben der Freizeitnutzung in der Landschaft einen ausge-

prägten Weintourismus, der durch die bestehenden Weingüter in den Ortsgemeinden getragen 

wird. Neben dem vielseitigen Angebot an Straußwirtschaften, Weingastronomie und Vinothe-

ken hat sich das Deutsche Weininstitut in der Ortsgemeinde Bodenheim angesiedelt.  

Einige der regelmäßig im Jahr stattfindenden Feste sind ebenfalls fest mit dem Thema Wein 

verbunden, beispielsweise das St. Albansfest in Bodenheim, das Weinhöfefest in Harxheim, 

das Weinfest am Königstuhl in Lörzweiler oder das Weinfest in Nackenheim.  

Darüber hinaus finden in den fünf Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Bodenheim eine 

Vielzahl weiterer jährlich wiederkehrender Feste und Veranstaltungen statt, die auch Gäste 

aus der näheren und weiteren Umgebung sowie viele Touristen anlocken. 

Das Institut für Sportstättenentwicklung (ISE) hat im Auftrag der Verbandsgemeinde Boden-

heim einen Bericht über die Sportentwicklung erarbeitet. Dieser wurde 2016 fertig gestellt. Er 

enthält u. a. eine Sportanlagenerfassung, Auslastungsanalysen und einen Abschnitt über die 
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Sportvereine in der Verbandsgemeinde. In der ĂWillkommensbrosch¿reñ der Verbandsge-

meinde Bodenheim sind die Vereine und die nachfolgenden Sportanlagen dargestellt:21 

 

 

Quelle: https://www.vg-bodenheim.de/wohnen-leben/infobroschuere-der-verbandsgemeinde-bodenheim/infobro-

schuere-stand-23.07.17.pdf?cid=i5d, abgefragt Juli 2023 

                                                           
21 Hinweis: Die Drei-Feld-Sporthalle des Gymnasiums in der Pommardstraße in der Ortsgemeinde Nackenheim 

fehlt in der vorstehenden Übersicht zu den Sporthallen der Verbandsgemeinde Bodenheim. 



Verbandsgemeinde Bodenheim Flächennutzungsplan 2035 mit integriertem Landschaftsplan 

Genehmigungsfassung   Begründung 

Seite 45 von 152  BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de 

3.5 Landwirtschaft 

Die Verbandsgemeinde Bodenheim liegt im Weinanbaugebiet Rheinhessen und damit im 

größten und einem der traditionsreichsten Weinbaugebiete Deutschlands. In allen Ortsge-

meinden wird Weinbau betrieben, die landwirtschaftliche Nutzung der Gemeindeflächen stellt 

sich zum 31.12.2019 wie folgt dar.22 

Ortsgemeinde Fläche in km² Anteil in % 

Bodenheim 9,48 70,6% 

Gau-Bischofsheim 1,95 68,5 

Harxheim 2,52 71,8 

Lörzweiler 4,67 80,9 

Nackenheim 5,01 58,2 

 

Der Anteil von landwirtschaftlichen Flächen liegt im Vergleich mit dem Landkreis Mainz-Bingen 

in allen Gemeinden - außer in Nackenheim - über dem Durchschnitt von 61,1%.23 

Die Verbandsgemeinde ist sich der Bedeutung der Landwirtschaft und insbesondere des 

Weinbaus bewusst und möchte dies auch im Flächennutzungsplan zum Ausdruck bringen. 

Dazu ergreift die Verbandsgemeinde verschiedene Maßnahmen: 

Á Abstimmung der Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Flä-

chen mit verschiedenen Vertretern der Landwirtschaft. Es sollen insbesondere Produk-

tionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen (PIK) durchgeführt werden, wodurch keine 

größeren bzw. zusammenhängenden landwirtschaftlichen Flächen verloren gehen sol-

len. 

Á Berücksichtigung von landwirtschaftlichen Aussiedlungsbetrieben bei der Neuauswei-

sung von Bauflächen auf erstmals in Anspruch genommenen Grundstücken im bishe-

rigen Außenbereich, um die Konfliktpotenziale zwischen den Nutzungen möglichst ge-

ring zu halten.  

 

3.5.1 Darstellung von Aussiedlerhöfen und Gutschänken 

Der bisher rechtswirksame Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2003 stellt in der Planzeich-

nung Aussiedlerhöfe mit der folgenden Signatur dar: 

 

Standorthinweis für Aussiedlerhof mit Gutsausschank + Straußwirtschaft (Wein-

bau) mit Übernachtungsmöglichkeiten + Ferien auf dem Winzer-/ Bauernhof 

(auch für künftige, noch nicht erfasste Aussiedler) 

Im Rahmen der Neuaufstellung wird diese Darstellung weiterhin beibehalten, da die Verbands-

gemeinde den Weinbau als wirtschaftliches und touristisches Standbein im Gemeindegebiet 

ansieht und auch künftig die Entwicklung dieser Branche unterstützen möchte. Dazu wurde 

der aktuelle Bestand an Aussiedlerhöfen mit Stand vom Juli 2018 sowie deren Ausstattung mit 

                                                           
22 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 02/2021 
23 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Meine Heimat, Stand 02/2021 
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Gutsschänken erfasst. Bei der Darstellung von Aussiedlerhöfen mit oder ohne Gutsschänke 

kommen die folgenden beiden Symbole zum Einsatz: 

 

 

Gegenüber dem Stand des vorhergehenden Flächennutzungsplanes 2003 hat sich die Anzahl 

der Aussiedlerhöfe wie folgt geändert: 

Ortsgemeinde Anzahl 2003 Anzahl aktuell davon A und GS 

Bodenheim 16 19 17 

Gau-Bischofsheim 1 1 1 

Harxheim 4 5 1 

Lörzweiler 7 9 2 

Nackenheim 3 13 4 

 

Entsprechend der unten aufgeführten Differenzierung zwischen Straußwirtschaften und Gut-

schänken wird darauf hingewiesen, dass auf eine gesonderte Ausweisung von Aussiedlerhö-

fen mit Straußwirtschaft verzichtet wird, da davon ausgegangen wird, dass Straußwirtschaften 

als Ămitgezogeneñ Nutzung den Aussiedlerhºfen zuzuordnen sind.  

Es wird zudem darauf hingewiesen, dass die Ausweisung als Aussiedlerhof oder Aussiedlerhof 

mit Gutsausschank eine Momentaufnahme darstellt und sich daraus kein Anspruch auf die 

planungsrechtliche Zulässigkeit einer Gutsschänke ableiten lässt. Ziel der Darstellung ist die 

Kennzeichnung des Bestandes, eine Planungsabsicht der Verbandsgemeinde steht nicht da-

hinter. Aus diesem Grund werden die Planzeichen unter der Kategorie ĂSonstige Planzeichenñ 

geführt.  

Eine Steuerung der Zulässigkeit einer Nutzung als Gutsschänke kann nicht auf der Ebene des 

Flächennutzungsplans erfolgen, sondern unterliegt den planungsrechtlichen Vorgaben des 

Baugesetzbuches. Aus diesem Grund wird auf die folgenden Zulässigkeitsvoraussetzungen 

für bauliche Anlagen in Außenreich sowie für Straußwirtschaften und Gutsschänken hingewie-

sen. 

 

3.5.2 Außenbereich 

Die Zulässigkeit von baulichen Anlagen im Außenbereich richtet sich nach § 35 BauGB. Die 

in § 35 Abs. 1 BauGB genannten Vorhaben werden als privilegierte Vorhaben bezeichnet. Die 

Privilegierung ergibt sich daraus, dass sie vom Gesetzgeber grundsätzlich als außenbereichs-

adäquat angesehen werden. Ein privilegiertes Vorhaben ist nach § 35 Abs. 1 BauGB zulässig, 

wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die ausreichende Erschließung gesichert 

ist. Gem. § 35 Abs.1 Nr. 1 BauGB sind unter den genannten Voraussetzungen Vorhaben zu-

lässig, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dienen und nur einen untergeordne-

ten Teil der Betriebsfläche einnehmen.24   

                                                           
24 Brügelmann: Kommentar zum Baugesetzbuch, Band 3, Stand Juli 2020 
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3.5.3 Straußwirtschaften 

Gemäß § 10 der rheinland-pfälzischen Gaststättenverordnung (GastVO) bedarf der Aus-

schank von selbst erzeugtem Wein für die Dauer von vier zusammenhängenden Monaten oder 

zwei zusammenhängenden Zeitabschnitten von insgesamt vier Monaten im Jahr keiner Er-

laubnis (Straußwirtschaft). Das Betreiben einer Straußwirtschaft ist aber dennoch anzeige-

pflichtig.  

Aus planungsrechtlicher Sicht ist am Beispiel von Straußwirtschaften ausschlaggebend, dass 

der Verkauf von selbst produzierten Gütern für sich gesehen als landwirtschaftsfremd und so-

mit als gewerbliche Tätigkeit zu beurteilen ist.  Durch die Zuordnung zum landwirtschaftlichen 

Betrieb kann die Nutzung unter bestimmten Voraussetzungen Ămitgezogenñ werden und damit 

an der Privilegierung nach Abs. 1 Nr. 1 BauGB teilhaben. Solche Nebennutzungen müssen 

äußerlich erkennbar dem landwirtschaftlichen Betrieb zu- und untergeordnet sein und diesem 

gegenüber eine bodenrechtliche Nebensache bleiben sowie in engem Zusammenhang zur 

Bodenertragsnutzung stehen.25 

 

3.5.4 Gutsausschank 

Bei Gutsausschänken handelt es sich in der Regel um eigenständige gastronomische Gewer-

bebetriebe, die nicht durch die Ămitgezogeneñ Privilegierung des § 35 Abs. 1 BauGB erfasst 

sind. Ein Gutsausschank kann das ganze Jahr durchgängig geöffnet bleiben und unterliegt 

bezüglich seiner Größe und Zuordnung zur Landwirtschaft nicht den strengen Vorgaben für 

Ămitgezogeneñ Nutzungen. Die Zulªssigkeit richtet sich dann nach § 35 Abs. 2 oder 4 BauGB 

als sonstiges Vorhaben im Außenbereich. Diese Vorhaben sind grundsätzlich unzulässig, so-

fern sie nicht ausnahmsweise im Einzelfall zugelassen werden können, weil keine öffentlichen 

Belange beeinträchtigt werden.26 

Gleichwohl soll die hohe Bedeutung des Weinanbaus in der Verbandsgemeinde durch die 

weitere wirtschaftliche Entwicklung der Weinbaubetriebe erhalten und die Planungen der Win-

zer zur Erweiterung ihrer Betriebe mit Gutsausschänken, Vinotheken, Gästezimmern oder Fe-

rienwohnungen maßvoll ermöglicht werden. 

Schon im Flächennutzungsplan 2003 wurde das sonstige Planzeichen des Kelches als Syno-

nym für den Bestand eines Gutsausschanks in die Planzeichnung eingetragen, wenn im Zuge 

der erforderlichen Baugenehmigungen folgende Rahmenbedingungen beachtet wurden: 

Á Anzahl der Plätze im angemessenen Verhältnis zur Größe der bewirtschafteten Wein-

baufläche, 

Á Sortimentsbeschränkung auf im wesentlichen eigene Produkte, 

Á ausreichende Besucher-Stellplätze, 

Á gesicherte Erschließung, 

Á keine Verpachtung des Gaststättenbetriebes an Dritte außerhalb der Familie. 

Diese Aufzählung lässt sich durch folgende weiteren Anforderungen ergänzen: 

Á Bindung an einen bestehenden Haupterwerbsbetrieb, räumlich-funktional und be-

triebswirtschaftlich, 

Á keine freistehenden Neubauten, 

Á Rückbauverpflichtung gemäß § 35 Abs. 5 BauGB nach dauerhafter Aufgabe. 

                                                           
25 Brügelmann: Kommentar zum Baugesetzbuch, Band 3, Stand Juli 2020 
26 Brügelmann: Kommentar zum Baugesetzbuch, Band 3, Stand Juli 2020 
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Ein Vorhaben muss letztlich einer geordneten städtebaulichen Entwicklung dienen und den 

ländlichen Raum stärken, weshalb auch der Charakter eines landwirtschaftlichen Betriebes 

sowie das äußere Erscheinungsbild ĂLandwirtschaft" bzw. ĂWeinbauñ gewahrt werden müs-

sen. 

Die planungsrechtliche Diskrepanz zwischen privilegierter Zulässigkeit landwirtschaftlicher 

Nutzungen und der nicht mehr im Außenbereich zulässigen Gewerbeausübung wird mit diesen 

Rahmenbedingungen jedoch nicht aufgelöst. Das sonstige Planzeichen des Kelches kann eine 

Gutsschänke nicht als mitgezogene Nutzung begründen, weshalb es sich immer um eine Ent-

scheidung der Baugenehmigungsbehörde im Einzelfall handeln wird. Diese hat zu prüfen, in-

wieweit ein Erweiterungsvorhaben noch im Verhältnis zum landwirtschaftlichen Betrieb im Au-

ßenbereich zugelassen werden kann. Dennoch wirkt der im Flächennutzungsplan eingetra-

gene Kelch als Signal dafür, dass die Verbandsgemeinde Bodenheim durch Weinbaugemein-

den geprägt ist und der Erhalt bzw. die Erweiterung der weinbauliehen Prägung weiterhin Un-

terstützung findet. So sollen mit dieser Signatur alle Aussiedlungen und Gutsschänken verse-

hen werden, die bereits bestehen bzw. betrieben werden oder beantragt sind sowie die Vor-

haben, für die die Absicht bekannt gegeben worden ist, eine Aussiedlung oder Gutsschänke 

einzurichten (vgl. Beschluss des VG-Rates vom 21.06.2018). 

 

3.6 Mobilität 

3.6.1 Radwegekonzept 

Der Bedarf an Radverkehrsverbindungen nimmt nicht nur aufgrund des wachsenden Berufs-

pendlerverkehrs stetig zu, weshalb die bestehenden Radwege auf ihre Funktionalität geprüft 

und im Bedarfsfall durch weitere Ausweisungen ergänzt werden sollen. Die Verbandsge-

meinde Bodenheim hat ein Radwegekonzept in Auftrag gegeben, welches in erster Linie einer 

Überprüfung der vorhandenen Routen sowie der Optimierung des zurzeit 35,68 km umfassen-

den Radverkehrsnetzes dienen soll.  

Hierbei können z.B. Verbesserungen erzielt werden durch  

Á Steigerung der Attraktivität bei bestehenden Routen, 

Á Reduzierung von Konfliktpotentialen mit weiteren Nutzergruppen,  

Á Sanierung bzw. Verbreiterung von Wegen bzw. Wegeabschnitten,  

Á Entmischung von Radverkehr und Kraftverkehr,  

Á Identifizierung neuer Routen für die Freizeit- und Alltagsnutzung, 

Á Berücksichtigung touristischer und kultureller Aspekte, 

Á Steigerung der Benutzerfreundlichkeit.  

Nicht zuletzt durch die Corona bedingte ĂEntdeckungñ bzw. ĂWiederentdeckungñ des Fahrrads 

als Fortbewegungsmittel und dessen nicht erst seither andauernde bzw. zunehmende Beliebt-

heit, nimmt der Drahtesel einen wachsenden Stellenwert im Verkehrsgeschehen ein. Unter-

stützt wird dieser Effekt durch das E-Bike, welches weitere Nutzergruppen anspricht. 

Auch durch die Entwicklung des Fahrrads als kostengünstige Alternative zum Kraftverkehr im 

Alltagsgeschehen lohnt sich ein Blick auf die Randwegeinfrastruktur. Es ist festzustellen, dass 

sich das berufliche Pendeln per Rad zunehmend etabliert. 

Letztlich nimmt auch der Velotourismus, von welchem auch unsere Region profitiert, kontinu-

ierlich zu, wodurch der Radverkehr auch in dieser Hinsicht besonderer Berücksichtigung im 

Verkehrswesen bedarf.  

Das Radwegekonzept wird im Laufe des Jahres 2023 erstellt. 
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3.6.2 Fußgängerverbindungen 

Überführung der Kreisstraße K 34 zwischen dem Baugebiet Sprunk III und der Carl- 

Zuckmayer-Halle/Friedhof/Rudelheck in der Ortsgemeinde Nackenheim: 

Die Ortsgemeinde Nackenheim beabsichtigt die Errichtung einer Fußgängerüberführung über 

die Kreisstraße K 34. Damit würde eine fußläufige Verbindung zwischen dem mit Na-02 be-

zeichneten Neubaugebiet ĂSprunk IIIñ und der Carl-Zuckmayer-Halle, dem Friedhof und dem 

Bereich ĂRudelheckñ geschaffen, was eine erhebliche Abk¿rzung zu den dort befindlichen Ein-

kaufsmöglichkeiten bedeutet. Die Ortsgemeinde wird daher eine entsprechende Machbar-

keitsstudie in 2023 beauftragen. 

 

3.6.3 Korridore für Ortsumgehungen 

Die bisher im Flächennutzungsplan dargestellten Korridore für Ortsumgehungen wurden durch 

die Ortsgemeinden weiter konkretisiert bzw. für die Gemeinde Harxheim erstmals dargestellt. 

Da es sich bei den Korridoren für die Ortsumgehungen nicht um konkrete Trassenvorschläge 

des Landesbetriebs Mobilität handelt, sondern um mögliche Korridore, die im Rahmen der 

Flächennutzungsplanaufstellung in Zusammenarbeit mit den Ortsgemeinden entwickelt wur-

den und somit keine verbindliche Planung darstellen, wird entsprechend der Forderung der 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen in der landesplanerischen Entscheidung auf eine Darstellung 

im Flächennutzungsplan mit Ausnahme der Ortsumgehung Harxheim verzichtet27.  

Die Ortsgemeinde Harxheim hat sich dafür ausgesprochen, die Darstellung der Ortsumgehung 

in der Planzeichnung beizubehalten, da sie in der Prioritätsliste des Ministeriums für Wirtschaft 

Verkehr Landwirtschaft und Weinbau zum Ausbau von Ortsumgehungen enthalten ist (siehe 

nachfolgender Trassenvorschlag Ortsumgehung Harxheim) und somit einen anderen Charak-

ter aufweist28. Es handelt sich bei dieser Umgehung nicht um eine bloße Willenserklärung der 

Ortsgemeinde, sondern die Umgehung ist bereits Gegenstand überregionaler Verkehrspla-

nungen der Obersten Landesbehörde. Es wird dabei nicht verkannt, dass hierfür bisher keine 

Planungsleistungen und auch keine konkrete Trassenfestlegung erfolgt sind und dass die ört-

lichen Landwirte noch nicht am Verfahren beteiligt wurden. Die Ortsumgehung Harxheim wird 

daher als Ănachrichtliche Darstellungñ im Sinne des Ä 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB von vorbereitenden 

Planungen in der Planzeichnung belassen. Dies dient unter anderem auch als Grundlage für 

die Geltendmachung von besonderen Vorkaufsrechten, um die Realisierung im Trassenbe-

reich zu ermöglichen.  

Bei der im Folgenden aufgeführten Darstellung der Ortsumgehungen handelt es sich um Inte-

ressenbekundungen der Ortgemeinden, vertreten durch die Verbandsgemeinde auf Ebene 

des Flächennutzungsplans. Es handelt sich explizit um Vorschläge für einen Korridor, in dem 

eine Ortsumgehung verlaufen könnte. Es wurden bisher keine konkreten verkehrsplanerischen 

Untersuchungen zu diesen Korridoren durchgeführt (mit Ausnahme Harxheim). Ziel der bildli-

chen Darstellung ist es, eine Anstoßwirkung gegenüber den zuständigen Behörden auszulö-

sen und bei der Verbandsgemeindeverwaltung ein Signal zur Freihaltung dieser Trassen im 

Rahmen der Umsetzung anderer Projekte im Außenbereich zu setzen. Im Rahmen eines Ver-

kehrsentwicklungsplanes ist tiefergehend zu untersuchen, inwieweit die seitens der Ortsge-

meinden vorgeschlagenen Ortsumgehungstrassen realisierbar sind. Hierzu wird die Ver-

bandsgemeinde entsprechende Planungen in die Wege leiten, an denen auch die Öffentlich-

keit zu beteiligen sein wird. 

                                                           
27 Landesplanerische Stellungnahme der Kreisverwaltung Mainz-Bingen vom 06.05.2020 
28 Beschluss des Ortsgemeinderates Harxheim vom 28.04.2021 
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Die Ortsgemeinden haben jeweils ein großes Interesse an einer Ortsumgehung, da der flie-

ßende Verkehr derzeit zu starken Belastungen in den engen Ortsdurchfahrten führt.  

Überlagerungen der Korridore mit Gewässern sind so zu verstehen, dass die tatsächlichen 

Trassen entlang der Gewässer verlaufen können und die notwendigen Abstände gewahr wer-

den. Die ist ebenfalls im Rahmen der konkreten Verkehrsplanung abzuarbeiten.  

Gau-Bischofsheim 

Für die Gemeinde Gau-Bischofsheim ist eine Verlängerung der von Ebersheim kommenden 

L413 am Knotenpunkt mit der Rheinhessenstraße vorgesehen. Die Trasse soll in der Gemar-

kung Bodenheim an den bestehenden Kreisverkehr anschließen.  

 

Trassenvorschlag Ortsumgehung Gau-Bischofsheim 
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Harxheim 

Seitens des Ministeriums für Wirtschaft Verkehr Landwirtschaft und Weinbau wurde eine Orts-

umgehung um die Gemeinde Harxheim in eine Prioritätenliste für künftige Ausbaumaßnahmen 

für die Jahre 2022 bis 2025 aufgenommen. Aus diesem Grund wird für die Gemeinde 

Harxheim ein Korridor für eine Ortsumgehung dargestellt, welcher aus einer vorbereitenden 

Trassenuntersuchung aus dem Jahr 2004 übernommen wurde und eine vorläufig verkehrspla-

nerisch geprüfte Trassenvariante darstellt. Der Trassenverlauf soll im Norden auf der Höhe 

der Steigstraße in Gau-Bischofsheim bzw. auf Höhe des geplanten interkommunalen Gewer-

begebiets (Ha-05) wieder auf die Rheinhessenstraße treffen. Im Norden und Westen der Orts-

lage sind die bestehenden Biotopflächen im Rahmen der Trassenplanung zu beachten.  

 

Trassenvorschlag Ortsumgehung Harxheim 
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Lörzweiler 

Der Trassenvorschlag für die Gemeinde Lörzweiler schafft südlich der Ortslage eine ergän-

zende Verbindung der K34.  

 

Trassenvorschlag Ortsumgehung Lörzweiler 
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Nackenheim 

Für die Ortsumgehung in Nackenheim ist ein Anschluss an die L413 im Bereich der Feuerwehr 

in Bodenheim vorgesehen. Hier bedarf es einer detaillierten verkehrsplanerischen Überprü-

fung, wie der Anschluss erfolgen kann. Die vorgesehene Trasse verläuft westlich der Ortslage 

und schlieÇt versetzt zur Einfahrt in das Wohngebiet ĂSprunkñ an die K34 an.  

 

Trassenvorschlag Ortsumgehung Nackenheim 

  



Flächennutzungsplan 2035 mit integriertem Landschaftsplan Verbandsgemeinde Bodenheim 

Begründung   Genehmigungsfassung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 54 von 152 

E. ANPASSUNG DER PLANZEICHNUNG IM RAHMEN DER 

GESAMTFORTSCHREIBUNG  

1. Übernahme rechtswirksamer Flächennutzungsplan Änderungen und von  

Bebauungsplänen gem. § 13a Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 und § 13b BauGB 

Vor der Ausweisung bzw. Rücknahme von Flächendarstellungen im Flächennutzungsplan 

wurden die bereits rechtswirksamen Flächennutzungsplan-Änderungen, die die Verbandsge-

meinde vor der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans beschlossen hat, entspre-

chend in die Planzeichnung des Flächennutzungsplans aufgenommen. Des Weiteren wurde 

die Planzeichnung des Flächennutzungsplans entsprechend den Vorgaben des §13a BauGB 

berichtigt. 

Da diese Änderungen bereits vor der Aufstellung des Flächennutzungsplans 2035 Rechtskraft 

erlangt haben, wird auf eine explizite Darstellung der geänderten Flächen in der Planzeich-

nung verzichtet. Die Planzeichnung wurde entsprechend redaktionell angepasst und als 

Grundlage für die Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans betrachtet. 

 

2. Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen 

Folgende Inhalte werden gem. § 5 Abs. 3 Nr.3 BauGB im Flächennutzungsplan gekennzeich-

net: 

 

 

Flächen, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind mit 

Stand vom Juni 2018. Folgende Flächen werden in die Kategorie dargestellt: 

Altablagerungen, Altlasten, Altstandorte. Der jeweilige Status der Flächen ist 

bei der SGD Süd, Referat Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 

Bodenschutz Mainz zu erfragen.  

 

Folgende Darstellungen werden gem. § 5 Abs. 4 BauGB und § 5 Abs. 4a BauGB nachrichtlich 

in den Flächennutzungsplan übernommen: 

Naturschutzrecht: 

  

 
Naturschutzgebiete,  

 
Landschafsschutzgebiete, 

 
Naturdenkmäler  

 
geschützte Landschaftsbestandteile. 

Landesrecht 

 
Denkmalzone, 

 
Kulturdenkmäler,  

 
Grabungsschutzgebiete. 
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Wasserrecht 

 

 

 

durch Rechtsverordnung festgesetzte Wasserschutzgebiete, abgegrenzte 

Wasserschutzgebiete, die sich noch im Ausweisungsverfahren befinden mit 

textlicher Beschreibung, 

 

 

 

durch Rechtsverordnung festgesetzte Überschwemmungsgebiete, 

 
hochwassergefährdete Gebiete (HQ-Extrem), 

 
Polder. 

Planung gemäß der Prioritätenliste des Ministeriums für Wirtschaft Verkehr Landwirtschaft und 

Weinbau 

 Korridor für künftige Ortsumgehung  

 

3. Flächendarstellungen 

Im Rahmen der Neuaufstellung des FNP wird auf die bisher verwendete Darstellung von ge-

planten Bauflächen verzichtet. Durch das Flächenmonitoring RAUM+Monitor werden die be-

stehenden Potenzialflächen in der Verbandsgemeinde erfasst und ständig aktualisiert. Eine 

Darstellung von Potenzialflächen im FNP wird daher für nicht mehr erforderlich gehalten.  

 

4. Symbole 

Die Rücknahme sowie die Neudarstellung von Punktsymbolen wird zur besseren Nachvoll-

ziehbarkeit in der Planzeichnung gekennzeichnet.  

Sofern es sich dabei nicht um die in Kapitel 0 aufgeführten Änderungsbereiche handelt, betrifft 

die Änderung von Planzeichen i.d.R. Bestandsanpassungen von kleinteiligen Nutzungen (z.B. 

Feuerwehrstandorte). Auf eine weitere Beschreibung der geänderten Punktsymbole im Rah-

men der Begründung wird verzichtet. 

 

5. Aussiedlerhöfe 

Die Darstellung von Aussiedlerhöfen mit bzw. ohne Gutsausschank wurde durch die Verwal-

tung auf den aktuellen Stand gebracht und mit Vertretern der Landwirtschaft abgestimmt. Am 

21.06.2018 hat der Verbandsgemeinderat diesem Stand zugestimmt und beschlossen die Dar-

stellung entsprechend in den FNP zu übernehmen. Auf eine Kennzeichnung zu Änderungen 

gegenüber des rechtskräftigen FNP wurde an dieser Stelle verzichtet.  
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6. Flächen für Maßnahmen zum Naturschutz 

Im FNP wird an der bisherigen dreiteiligen Darstellung von Flächen für Naturschutzmaßnah-

men festgehalten. Die dargestellten Inhalte wurden auf den aktuellen Stand gebracht 

(03/2018). Folgende Einteilung wird in der Planzeichnung vorgenommen: 

 Maßnahmen zum Naturschutz: Bei dieser Darstellung handelt es sich um Flä-

chen, die bereits durch Bebauungsplanverfahren oder in sonstigen Verfahren 

einem Eingriff als Ausgleichsfläche zugeordnet wurden. 

 Potenzielle Flächen für Naturschutzmaßnahmen: Bei diesen Flächen handelt 

es sich um Flächen, die nach Einschätzung der Verbandsgemeinde bei zu-

künftigen Eingriffen gut für notwendige Ausgleichsmaßnahmen geeignet 

sind. Die Flächen sind bisher keinem Eingriff zugeordnet. 

 Ökokontoflächen: Diese Flächen kennzeichnen Flächen, die sich im Öko-

konto der Verbandsgemeinde befinden. 

 

Darüber hinaus stellt der Flächennutzungsplan Such- und Entwicklungsräume für Kompensa-

tionsmaßnahmen dar. Bei der Integration in den Flächennutzungsplan wird der Fokus auf die 

folgenden Entwicklungsbereiche gelegt:  

 Maßnahmen zur Extensivierung der Landwirtschaft / Produktionsintegrierte 

Maßnahmen (PIK) 

 Gewässerentwicklungsachsen mit Pufferflächen zur Entwicklung gewässer-

begleitender Vegetationsstrukturen  

 Flächen für die Waldentwicklung 
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F. BESCHREIBUNG DER ÄNDERUNGSBEREICHE 

Nachfolgend werden die einzelnen Flächenänderungen nach Ortsgemeinden aufgeschlüsselt 

beschrieben und bewertet. 

Im Laufe des Verfahrens wurden verschiedene Änderungen aufgegeben. Eine neue Numme-

rierung erfolgt aus Gründen der späteren Nachvollziehbarkeit nicht. Die Flächen die im Ver-

fahren nicht mehr weiter betrachtet wurden, werden im Kapitel 6 dieses Abschnitts (Im Verfah-

ren entfallene Flächen) separat aufgeführt.  

 

1. Bodenheim 

Nr. Bo-01 Geplante Wohnbaufläche Größe: 5,71 ha 

  

Städtebauliche Beschreibung 

Durch die Bebauung der Fläche wird die durch die Baugebiete Kapelle und Leidhecke begonnene 
Siedlungsentwicklung konsequent zwischen der bestehenden Ortslage und der Ortsrandstraße wei-
tergeführt. Die bauliche Nutzung der Fläche führt somit auch zur Arrondierung der Ortslage zwi-
schen den Baugebieten Leidhecke und Leidheckenweg.  

Situation, vorhandene Biotop- und Nutzungsstrukturen 

Aktuelle  
Nutzung 

Landwirtschaftsflächen, Kleingärtnerische Nutzung 

Umgebung Landwirtschaftsflächen, Wohnbebauung, Ortsrandstraße der Gemeinde, Kapel-
lengraben 

Darst. rechts-
wirksamer FNP 

Landwirtschaftsfläche mit der Kennzeichnung als dritter Entwicklungsabschnitt 
Ahlen 
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Planerische Vorgaben 

Raumordnung 

Die Fläche Bo-01 liegt in ihren Randbereichen in einem 
Regionalen Grünzug (Z) sowie in einer Vorrangfläche 
für die Landwirtschaft. Die Entwicklung der Fläche Bo-
01 wurde bereits im rechtskräftigen FNP aus dem Jahr 
2003 als Entwicklungsfläche dargestellt.  

Die multifunktionalen Ziele der Darstellung als Regiona-
ler Grünzug im Regionalplan werden durch die Planung 
nur in Teilen berührt. Die Fläche liegt nördlich der Orts-
randstraße der Gemeinde Bodenheim, durch welche die 
Landschaft bereits zerschnitten wird. Die Ortsrand-
straße ist im Regionalplan bisher nicht dargestellt.  

Des Weiteren wird die Fläche überwiegend weinbaulich 
genutzt, naturnahe Biotopstrukturen sind nicht bekannt. 

Die im Rahmen der Neuaufstellung des FNP dargestell-
ten Bauflächen sind den örtlichen Vertretern des Bauern- und Winzerverbandes sowie der Landwirt-
schaftskammer bekannt. Die Landwirtschaftskammer teilt mit, dass die geringfügige Lage im Vor-
ranggebiet Landwirtschaft ihrerseits akzeptiert wird, im Bebauungsplan soll die Querungsmöglichkeit 
der Ortsrandstraße mit landwirtschaftlichen Maschinen beachtet werden. 

Schutzgebiete Landschaftsschutzgebiet Rheinhessisches Rheingebiet 

Hinweise für die verbindliche Bauleitplanung 

Im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplans sind folgende Belange planerisch abzuarbeiten 
und zu bewältigen: 

Á Erhalt der Querungsmöglichkeit der Ortsrandstraße mit landwirtschaftlichen Maschinen seitens 
der Landwirtschaftskammer gefordert 

Á Für den Gewässerausbau ist eine Plangenehmigung nach §68 Abs. 2 WHG einzuholen 
Á Bei der Erschließungsplanung für die ausgewiesene Wohnbaufläche Ahlen ist die schadlose 

Ableitung des aus dem südwestlich/westlich angrenzenden Außengebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers auch bei seltenen Starkregenereignissen zu beachten und sicherzustellen 

Á Dem nachfolgenden Kartenausschnitt aus der Starkregengefahrenkarte ist zu entnehmen, 
dass insbesondere die nordwestlichste Ecke des Baugebietes von mäßigen Abflusskonzentra-
tionen bei seltenen Starkregenereignissen betroffen ist. 
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Nr. Bo-02 Geplante Wohnbaufläche Größe: 0,96 ha 

  

Städtebauliche Beschreibung 

Durch die Ausweisung der Wohnbaufläche wird in Zusammenhang mit der südlich angrenzenden 
Parkplatzfläche sowie der Fläche für Gemeinbedarf eine Abrundung der Ortslage erreicht.  

Die Wohnbaufläche ergänzt die bereits bestehende Wohnnutzung am Ortsrand. 

Der Abstand zwischen der Baufläche und dem bestehenden Aussiedlerbetrieb im Westen beträgt 
ca. 70 m. Im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren ist zu prüfen, ob das Wohngebiet durch den 
Aussiedlerbetrieb durch beispielsweise Lärm- oder Geruchsimmissionen beeinträchtigt wird. Sofern 
Beeinträchtigungen vorliegen, sind im Bebauungsplan entsprechende Festsetzungen zu treffen, um 
die Wohnnutzung vor den bestehenden Emissionen zu schützen.  

Situation, vorhandene Biotop- und Nutzungsstrukturen 

Aktuelle  
Nutzung 

Landwirtschaftsfläche 

Umgebung Landwirtschaftsfläche, Aussiedler mit Gutsschänken, Kleingärten, Wohnbebau-
ung, Kapellengraben 

Darst. rechts-
wirksamer FNP 

Fläche für die Landwirtschaft 

Planerische Vorgaben 

Raumordnung - 

Schutzgebiete Landschaftsschutzgebiet Rheinhessisches Rheingebiet 

Hinweise für die verbindliche Bauleitplanung 

Im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplans sind folgende Belange planerisch abzuarbeiten 
und zu bewältigen: 

Á Bei der Erschließungsplanung für die ausgewiesene Wohnbaufläche Langreh ist die schadlose 
Ableitung des aus dem westlich angrenzenden Außengebiet anfallenden Niederschlagswas-
sers auch bei seltenen Starkregenereignissen zu beachten und sicherzustellen. 

Á Beachtung der Belange des Gewässerschutzes: Naturnahe Gestaltung und Entwicklung des 
Gewässers, Ausweisung von 10m Gewässerrandsteifen im Bebauungsplan 

Á Eine immissionstechnische Prüfung bezüglich der Abstände soll im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung erfolgen. 
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Nr. Bo-02 Geplante Wohnbaufläche Größe: 0,96 ha 

Á Dem nachfolgenden Kartenausschnitt aus der Starkregengefahrenkarte ist zu entnehmen, 
dass sich insbesondere der südliche Teil des Baugebietes Bo-02 sowie der nördliche Teil des 
Baugebietes Bo-03 in einem Bereich potentieller Überflutung an Tiefenlinien befindet. 

 
 

Á Die geplante Wohnbaufläche Bo-02 liegt teilweise innerhalb eines Hangrutschungsgebiets. 
Dies ist z.B. im Rahmen der Erstellung der Entwässerungskonzeption entsprechend zu be-
rücksichtigen. Versickerungsanlagen (z.B. Mulden, Mulden-Rigolen etc.) wären dort nicht zu-
lässig. 

Á Die Änderungsfläche ist in der direkten Umgebung des Jüdischen Friedhofs gelegen. Eine Be-
einträchtigung ist laut GDKE, Direktion Landesdenkmalpflege, hier jedoch nicht zu erwarten. 
Bauliche Veränderungen bedürfen ggf. einer denkmalrechtlichen Genehmigung. 

Á Der GDKE, Direktion Landesarchäologie, sind keine archäologischen Befunde bekannt, aber 
wegen einer Erwähnung in der älteren Literatur (1908) handelt es sich um eine archäologische 
Verdachtsflªche: ĂIn der Nªhe des j¿dischen Friedhofesñ sollen Skelette gefunden worden 
sein. 

Á Beachtung der östlich ge-
legenen Bodenschutzflä-
che ĂAblagerungsstelle 
Bodenheim, Im Langrehñ 
(REGNUM 339 02 006 ï 
0201 / 000 ï 00 

  








































































































































































